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Liebe Leserinnen und Leser,

Ihre Lieben und Sie konnten die Weihnachtsfeier -

tage hoffentlich so genießen, wie es Ihnen persön-

lich gefallen hat. Die magische Zeit rund um den

Heiligen Abend ist für viele die einzige Möglichkeit,

in einem Jahr gespickt mit Herausforderungen ein-

mal abzuschalten und die eigenen Bedürfnisse in

den Fokus zu nehmen. 

Aber auch hier gibt es leider keine Allgemeingültig-

keit. Nicht alle konnten den Alltag vernachlässigen.

Sei es aufgrund persönlicher Sorgen und Nöte, sei

es, weil Feiertage unter anderem nicht für Menschen

in Pflegeberufen gelten oder sei es, weil die Entwick-

lungen in der Welt keinen Frieden zugelassen haben.

Umso wertvoller sind die Momente des Innehaltens

und der Reflexion. 

Dauerhaft im Krisenmodus?

Was wird 2023 bringen? Prognosen aus allen

 (Lebens-)Bereichen deuten auf ein Andauern großer

Herausforderungen auf der Weltbühne, in Europa

und im eigenen Land. Und damit auch in unseren

Landkreisen. Sei es im wirtschaftlichen Bereich, im

Energiesektor, bei den fehlenden Fachkräften oder

der Bewältigung der Klimawende. Wir alle wün-

schen uns ein Ende des russischen Angriffskrieges in

der Ukraine. Wir hoffen auf eine Stabilisierung der

Energiepreise und der Energieversorgung. Wir hof-

fen auf ein Ende der hohen Inflation, die für viele

Menschen schwerwiegende persönliche Folgen hat.

Und wir brauchen dringend Antworten auf die Asyl-

krise, die der aus dem Jahr 2015 in nichts nachsteht,

auch wenn das in der Öffentlichkeit nicht so wahr-

genommen wird. Auch die Lage der kommunalen

Haushalte gibt Anlass zur Sorge. Ständig neue Auf-

gaben bei gleichzeitig steigenden Standards schlagen

sich im Personalbereich wie in den Kreishaushalten

dramatisch nieder. Die letzte Einigung zum kom-

munalen Finanzausgleich war bereits Spiegel zuneh-

mender Schwierigkeiten. 

Gemeinsamkeiten bleiben

Auch in der Vergangenheit haben sich nationale und

internationale Entwicklungen auf das Leben bei uns

vor Ort ausgewirkt. Und trotzdem haben wir wei-

tergemacht und gemeinsam viel für den ländlichen

Raum erreicht. Viele kleine Schritte bei der medizi-

Landrat Thomas Karmasin 
Präsident des Bayerischen Landkreistags

Andrea Degl 
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
des Bayerischen Landkreistags



Editorial  

4

nischen Versorgung, verbesserte Lebenschancen für

alle durch mehr digitale Bildung, pfiffige mobile Lö-

sungen für mehr Öffentlichen Personennahverkehr

fernab der Ballungszentren. Auch das soziale Leben

hat im ländlichen Raum durch ein fest verankertes

Ehrenamt schon immer gut funktioniert. Mit ver-

einten Kräften wurde viel für gleich gute Lebensbe-

dingungen in allen 71 bayerischen Landkreisen er-

reicht. 

Aha-Erlebnisse

Wenn Themen „mit Wucht“ auf die Tagesordnung

kommen, treten andere Dinge in den Hintergrund,

auch wenn sie ebenso unsere Aufmerksamkeit ver-

dienen. Die gemeinsamen Anstrengungen von

Kommunen und Freistaat, um durch bedarfsgerech-

te pflegeorientierte Sorgestrukturen ein ganzes Sys-

tem zu reformieren, verdienen mehr als nur Auf-

merksamkeit, aber auch der jahrelange Einsatz der

bayerischen Landrätinnen und Landräte, um Berlin

zu einem Umdenken bei der medizinischen Grund-

und Regelversorgung zu bewegen. Wir hören nun

von einer „Revolution“ im Krankenhauswesen. Und

schließlich verdienen die energiepolitischen Bestre-

bungen unserer Landkreise, die von Dekarbonisie-

rung bis zur Implementierung von regional erzeug-

tem grünen Wasserstoff reichen, ein besonderes Au-

genmerk.

Mit vereinten Kräften

Das gemeinsam Erreichte und der Zusammenhalt

sind die Grundlage der guten Lebensbedingungen,

von denen wir heute in vielen Bereichen profitieren.

Sie sind auch der Puffer für die schwierigen Zeiten.

Und gleichzeitig auch das Motiv, sich nicht auf dem

auszuruhen, was man schon hat. Wir müssen gute

und passende Wege in der Gegenwart und für die

Zukunft finden. Deswegen werden wir weiter mit

unseren Partnern in Bund und Land hart ringen.

Auch wenn wir hier und da zu hören bekommen,

was wir denn noch wollen. Wir tun es für die rd. 9,3

Mio. Menschen in unseren Landkreisen. 

2023

Auch im neuen Jahr werden Vertrauen in Bewährtes

und Mut für Neues unsere treuen Begleiter sein.

Und natürlich das Festhalten an dem großen Ge-

meinsamen, das alle 71 bayerischen Landkreise eint:

gleich gute Lebensbedingungen. In diesem Sinne

wünschen wir Ihnen einen schönen Start fürs neue

Jahr. Wir freuen uns auf die weitere Zusammenar-

beit mit Ihnen! 

Andrea Degl

Ihre

Thomas Karmasin

Ihr
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Das ablaufende Jahr markiert einen Epochenwandel.
Manchmal verändern sich die Dinge in einer Ge-
schwindigkeit und einer Wucht, dass viele Menschen
gar nicht mehr schritthalten können. Fordern die
 Digitalisierung, der dramatische Klimawandel oder die
demographische Entwicklung unser Land ohnehin
schon heraus, hat die Corona-Pandemie Politik, Kom-
munen, Wirtschaft und die Gesellschaft insgesamt
nochmals besonders außergewöhnlich getroffen. Und
kaum ist ein Ende der Pandemie zumindest in abseh-
barer Zeit erkennbar, verändert der russische Angriff
auf die Ukraine die bisher stabile Situation in Europa
diametral.

Das rücksichtslose Vorgehen von Putin-Russland ge-
gen die Ukraine führt brutal vor Augen, wie nah ein
Krieg wieder an unsere Heimat herangerückt ist. In
Bayern haben wir besonders genossen, dass der Ost-
West-Konflikt mit dem Fall des Eisernen Vorhangs
 beendet war. Die einst ständige Bedrohung durch den
Warschauer Pakt war nicht mehr existent. Die Gren-
zen sind offen, die Zusammenarbeit funktioniert
grenzübergreifend gut und alle Nachbarn sind zu ech-
ten Freunden geworden. Davon zeugen eine Menge
Kooperationen von Vereinen, Unternehmen und
Kommunen mit tschechischen Partnern und mit
Österreich sowieso. Bayern ist nicht nur sprichwörtlich
ins Herz Europas gerückt.

Mit neuer Realität umgehen lernen

Nun ist uns eine neue Realität aufgezwungen, die wir
längst als überwunden geglaubt haben. Es geht um
Krieg und Frieden, um die Frage nach einer Zukunft
in Wohlstand, eine funktionierende und bezahlbare
Energieversorgung, um die Sicherung elementarer
Werte, wie Freiheit, Demokratie und des europäischen
Lebensstils – für die Ukraine geht es sogar um ihr
Überleben. Diesen Epochenwandel hat sich in Europa
niemand gewünscht, er ist aber Fakt. Wie umfassend
die Auswirkungen sind, die mit dem Vorgehen des von
Großrussland träumenden russischen Präsidenten für
die Kommunen einhergehen, brauche ich an dieser
Stelle nicht zu beschreiben – Stichworte Flüchtlinge,
Energiekrise, Inflation und vieles mehr. Heute wird
einmal mehr klar, dass ein Europa in Frieden, Freiheit
und Wohlstand nur dann möglich sein wird, wenn wir
alle zusammenstehen, gerade auch in Hinblick auf
mögliche andere noch größere Zukunftsherausforde-
rungen wie China.

Bundesregierung ignoriert schwierige Migrationssi-
tuation

Was von manchen in dieser ohnehin aufgewühlten
Zeit in der Politik, etwa auch von der Bundesregie-
rung, viel zu lange verdrängt worden ist, ist die kriti-
sche Migrationssituation. Durch den Krieg in der
Ukraine sind Millionen Menschen zur Flucht gezwun-
gen worden. Es ist ein großartiges und notwendiges
Zeichen der Solidarität mit der Ukraine, wie die Kom-
munen und Menschen in Bayern, Deutschland und
ganz Europa den Flüchtlingen geholfen haben. Es ist
wenig diskutiert und gefragt worden – die Hilfe stand
im Vordergrund. Leider wird diese riesige Leistung, die
viele Kommunen an ihre Grenzen bringt, aber schein-
bar als zu selbstverständlich angesehen. Den Hilfe -
rufen aus den Gemeinden, Städten und Landkreisen,
die an ihrer Belastungsgrenze sind, wird zu wenig
 Beachtung geschenkt.

Besserung ist derzeit keine in Sicht – eher das Gegen-
teil. Europa schlafwandelt derzeit in die nächste
 Migrationskrise. Allein dieses Jahr sind – zusätzlich zu
den Millionen geflüchteten Ukrainerinnen und Ukrai-
nern – 280.000 illegale Migranten in Europa ange-
kommen – so viele wie seit 2015 und 2016 nicht

Ein Epochenwandel prägt den Jahreswechsel

Von Manfred Weber, Europaabgeordneter, EVP-Partei- und
Fraktionsvorsitzender sowie Stellvertretender CSU-Partei-
vorsitzender



mehr. Das sind Zahlen, die nicht akzeptabel sind und
zeigen: Die aktuelle europäische Migrationspolitik der
EU-Staaten funktioniert nicht. Stattdessen wird ein-
mal mehr hin und her diskutiert, ja sogar weggeschaut.
Die meisten Migranten kommen über die unterschied-
lichen bekannten Mittelmeerrouten. Vor allem Italien
ist von dem Zustrom betroffen. Vom Süden Europas
machen sich dann viele Migranten auf den Weg nach
Norden.

Funktionierender Außengrenzenschutz und Solida-
rität zwischen den EU-Staaten

Ein wirksamer Schutz der EU-Außengrenzen und
funktionierende Kontrollen sind dringend notwendig.
Wir brauchen Frontex und müssen unsere europäische
Grenz- und Küstenwache stärken. Der Staat und nicht
die Mafia muss entscheiden, wer nach Europa kommt
und wer nicht. Gleichzeitig müssen wir sicherstellen,
dass Menschen, die kein Bleiberecht haben, schnell
wieder rückgeführt werden. Hierfür brauchen wir bes-
sere Rückführungsabkommen. In Südeuropa, speziell
über die Südrouten, haben über die Hälfte der Men-
schen, die ankommen, keine Bleibeperspektive. Die
Rückführungen müssen deshalb endlich beschleunigt
und konsequenter durchgeführt werden. In den afri-
kanischen Staaten braucht es zudem mit Zustimmung
der jeweiligen Regierung diplomatische Zonen, in de-
nen Asylanträge eingereicht und Asylprüfungen durch
EU-Beamte durchgeführt werden können. Das erspart
den Migranten eine gefährliche Reise über das Meer
und trocknet das kriminelle Geschäft der Schleuser
aus. Wir als Europäer müssen auch geschlossen „Nein“
sagen, wenn Länder wie Belarus oder die Türkei Mig-
ranten als politische Waffe einsetzen. Wir dürfen uns
nicht erpressen lassen.

Der zweite Pfeiler neben der Entschiedenheit an der
Grenze ist die europäische Solidarität und die Hilfe für
die wirklich Bedürftigen. Wir haben mit der Ukraine
bewiesen, dass Europa solidarisch ist. Wenngleich die
mittel- und osteuropäischen Staaten weit mehr betrof-
fen sind als die westeuropäischen, hat doch ganz
Europa den Menschen aus der Ukraine großzügig Hil-
fe angeboten und gezeigt: Es kann gelingen, zu helfen,
wenn wir an einem Strang ziehen. Sollten im Winter
aufgrund der Zerstörung der Lebensgrundlagen in der
Ukraine durch die Russen weitere Flüchtlingsströme
nach Westen kommen, muss klar sein, dass auch die
westeuropäischen Staaten mehr Verantwortung über-
nehmen müssen. Dass Bayern heute mehr Ukrainerin-
nen und Ukrainer aufgenommen hat als beispielsweise

Frankreich insgesamt, zeigt die Schieflage. Noch kras-
ser ist es mit Tschechien, das von allen EU-Ländern
pro Kopf die meisten Flüchtlinge beherbergt.

Kommunen dürfen nicht die Leidtragenden sein

Wo die europäische Solidarität bisher nicht funktio-
niert, ist bei den Flüchtlingsbewegungen aus dem
 Süden. Selbst freiwillige Solidarmechanismen werden
kaum wirklich umgesetzt. Die Folge davon ist, dass
wieder einmal vor allem die Südländer wie auch
Deutschland und Österreich besondere Lasten tragen,
wir und unser Nachbarland gerade in doppelter Hin-
sicht. Dies alles zeigt: Wir brauchen eine gemeinsame
europäische Lösung für die Migrationskrise. Wir brau-
chen den Europäischen Migrationspakt und er muss
schnellstmöglich abgeschlossen werden. Die Kommu-
nen bleiben bis zu einer funktionierenden Migrations-
politik in der EU die Leidtragenden, weil sie immer
am Ende der Kette stehen und letztlich den Menschen
ein Dach über dem Kopf geben und sie versorgen
müssen. Die Folgen des Ignorierens der aktuellen
 Situation vor allem durch die Bundesregierung und
des möglichen kommenden Fluchtwinters werden ein-
mal mehr die Kommunen, die Schulen und die Sport-
vereine zu tragen haben. Das darf so nicht mehr pas-
sieren!

Bei all den Herausforderungen, die unser Land derzeit
treffen – und dabei habe ich hier lediglich einige
 wenige Punkte herausgegriffen – dürfen die Menschen
trotzdem zuversichtlich bleiben. Wir in Bayern haben
zu den großen Gewinnern der Entwicklungen in
Europa in den letzten Jahrzehnten gehört. Es ist des-
halb auch in höchstem Interesse für die Region, dass
wir Entschlossenheit zeigen, damit Friede und Mit -
einander zurückkehrt, dass wir an die Stärken unserer
Heimat glauben und die Zukunftschancen nutzen.
Dafür lohnt es, mit Zuversicht in schwierigere Zeiten
zu gehen. Halten wir weiter zusammen! Unser Ge-
meinwesen hat bereits vieles geschafft und ist bisher
meist stärker geworden, weil das Miteinander funktio-
niert hat. Das muss eine der Botschaften für das dies-
jährige Weihnachten und den Jahreswechsel sein – in-
mitten eines Epochenwandels, der unser Land und
Europa massiv verändern wird.

Aktuell
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Als potentieller Nachfolger des 9-Euro-Tickets ist das
Deutschlandticket derzeit in aller Munde. Einfach in
den Bus oder die Bahn einsteigen und für den günsti-
gen Preis von 49 Euro pro Monat das Angebot des
 öffentlichen Personennahverkehrs bundesweit genie-
ßen. Was von vielen Menschen sehr positiv angesehen
wird, stellt die ÖPNV-Branche vor enorme Herausfor-
derungen. Doch erst wenn diese gemeistert sind, ist
der Weg für das Deutschlandticket geebnet.

Infolge der explodierten Energie- und Treibstoffkosten
haben die Landkreise und Städte große Schwierigkei-
ten, allein das bestehende ÖPNV-Angebot am Laufen
zu halten. Die jetzt von Bund und Ländern beschlos-
sene Einführung des Deutschlandtickets führt bei den
Anbietern und Trägern des ÖPNV zu einem weiteren
drastischen Aderlass, was die Einnahmen aus Ticket-
erlösen anbelangt. Nach Einschätzung des Verbands
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) dürften sich
bei dem bestehenden Angebot die Ausfälle auf rund
4,7 Mrd. Euro pro Jahr belaufen. Vor diesem Hinter-
grund können die Kommunen und Verkehrsunterneh-
men das Ticket nur umsetzen, wenn Bund und Länder
die entstehenden Verluste und Mehraufwendungen im
Rahmen einer unbegrenzten Nachschusspflicht voll-
ständig und dauerhaft ausgleichen. Allerdings er-
scheint jedoch gerade die Finanzierung in den Folge-
jahren ab 2024 durch den Beschluss der Ministerprä-
sidentenkonferenz vom 8. Dezember 2022 noch nicht
abschließend geklärt1.

So begrüßenswert ein günstiger und benutzerfreund-
licher Tarif für die Kunden auch ist, bei den Aufgaben-
trägern und Verkehrsunternehmen führt diese Verein-
fachung zu einem enormen zusätzlichen Abstim-
mungs- und Verwaltungsaufwand. Bisher erwerben die
Nutzer alle notwendigen Tickets bei den verschiede-
nen Verkehrsanbietern, die sofort das Entgelt für die
Beförderungsleistung erhalten. Künftig kaufen die
Nutzer nur noch ein Ticket. Obwohl die Beförde-
rungsleistungen von verschiedenen Anbietern erbracht
werden, erhält nur der Ticketverkäufer die Einnah-
men. In der Folge müssen die Einnahmen auf alle be-
teiligten Akteure verteilt werden, wobei zur Sicherung
der Liquidität vorher Abschlagszahlungen notwendig
sind. Insgesamt wird das Grundproblem der Abrech-
nung der verschiedenen Leistungen mit der Einfüh-
rung des Deutschlandtickets nicht gelöst, sondern nur
vom Kunden auf die Verkehrsunternehmen und Auf-
gabenträger verlagert. Die damit verbundenen Umset-
zungsfragen sind ebenso wie der notwendige Defizit-
ausgleich inklusive der beihilferechtlichen Fragen zwi-
schen EU-Kommission und Bund noch zu klären.

Trotz dieser Ungewissheiten gewinnt man in der me-
dialen Wahrnehmung den Eindruck, als ob das
Deutschlandticket der „Gamechanger“ im Rahmen
der Mobilitätswende wäre. Doch dort, wo es am An-
gebot fehlt oder die ÖPNV-Kapazitäten erschöpft
sind, vermag auch ein einfaches und billiges Ticket
niemanden zum Umsteigen zu bewegen. Vorrangiges
Ziel muss daher sein, die bestehenden Kapazitäten zu
erweitern und Lücken im ÖPNV-Angebot zu schlie-
ßen. Zudem kann ein zu niedriger Preis auch Fehlan-
reize setzen, wie wir es aus Billigtickets im Flugverkehr
wissen. Schließlich nützt es dem Klima nichts, wenn
Fußgänger oder Radfahrer auf den ÖPNV umsteigen.

Einsparverpflichtungen des Klimaschutzgesetzes

So komfortabel das Deutschlandticket für die Nutzer
auch sein mag, mit Blick auf die Klimaziele kann es al-
lenfalls ein Baustein der Mobilitätswende sein. Der
Bund hat mit der Novellierung des Bundes-Klima-
schutzgesetzes vom 31. August 2021 für den Verkehrs-
sektor sehr ambitionierte Ziele für die zulässige Jahres-
emissionsmenge CO2 vorgegeben. Bis zum Jahr 2030

Von Peter Görlich, Referent für
Personal und Wirtschaft beim
Bayerischen Landkreistag

Aktuelle Herausforderungen im ÖPNV – 
Deutschlandticket

1 https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228
/2152600/2b28c87b11dfa369a3b0b5e53abd4862/202
2-12-08-mpk-beschluss-1-d-ticket-data.pdf?downlo-
ad=1



soll der Treibhausgasausstoß gegenüber 2019 um fast
die Hälfte reduziert werden. Dieser liegt nach der
ÖPNV-Strategie 2030 im Freistaat Bayern für den Be-
reich des Personenverkehrs im Referenzjahr 2019 bei
ca. 20,8 Mio. t pro Jahr.2 Die wesentlichen Stellschrau-
ben, um dieses Ziel zu erreichen, sind nach der
ÖPNV-Strategie neben der Sicherstellung eines ange-
messenen Tarifs die Schaffung einer leistungsfähigen
Infrastruktur und die Gestaltung eines attraktiven An-
gebotes in hoher Qualität.

Verdoppelung der Nachfrage im ÖPNV und Ange-
botsausbau

Entsprechend dem Beschluss der Verkehrsminister-
konferenz vom 4./5. Mai 2022 bekennt sich der Frei-
staat Bayern daher in seiner ÖPNV-Strategie 2030 zu
dem Ziel, die Fahrgastzahlen im ÖPNV bis 2030 ge-
genüber 2019 zu verdoppeln. Dazu müsste das Ange-
bot für den ÖPNV-Nutzer bis 2030 um 76 % (Fahr-
plankilometer) ausgebaut sowie eine Verlagerung vom
PKW hin zum ÖPNV in Höhe von 12,5 % (Perso-
nenkilometer) erzielt werden. Nach der ÖPNV-Stra-
tegie geht damit eine Erweiterung der Fahrzeugflotten
in den U-Bahn-, Stadt- und Straßenbahn-Systemen
sowie bei den Bussen einher. Derzeit besteht die Flotte
in Bayern aus etwa 13.000 Bussen. Für die finale
 Umsetzung aller vorgesehenen Angebotsausweitungen
(Teilstrategie B1) werden in Summe annährend
20.000 Busse erforderlich. Ggf. wäre eine jährliche
CO2-Reduktion gegenüber dem Basisjahr 2019 von
rund 3,0 Mio. t CO2 in Bayern zu erwarten.

Umstellung der Fahrzeugantriebe

Allein von der Umstellung der Fahrzeugantriebe ver-
spricht sich der Freistaat eine Reduktion um 0,1 Mio. t
CO2 pro Jahr im Bereich des ÖPNV. Wenn sich im
Rahmen der Energiewende der Strommix noch klima-
freundlicher gestaltet, können weitere 0,8 Mio. t CO2

pro Jahr im ÖPNV eingespart werden. Das sind etwa
4 % des Ausstoßes im gesamten Personenverkehr des
Jahres 2019. Der ausschließliche Einsatz von „echtem“
Ökostrom ist im vierten Schritt der Wirkungsermitt-
lung abgebildet. Werden die Fahrzeuge ausschließlich
mit Strom bzw. Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen

geladen bzw. betankt (echter „Ökostrom“), vermindert
sich in Bayern der durchschnittliche Treibhausgasaus-
stoß bis 2030 im ÖPNV um weitere 0,5 Mio. t CO2

pro Jahr.

Finanzierung des Angebotsausbaus

Die in der ÖPNV-Strategie enthaltenen Ziele sind
zweifelsohne zu begrüßen. Leider fehlen aber Ausfüh-
rungen bezüglich der zu erwartenden Kosten sowie der
Finanzierungsanteile von Bund und Freistaat.

Die Anschaffung eines Elektrobusses kostet ein Viel -
faches gegenüber einem herkömmlichen Dieselbus.
Aufgrund der hohen Nachfrage ist eine Entspannung
bei den Anschaffungskosten nicht in Sicht. Mit dem
Antriebswechsel gehen zudem Investitionen in neue
Betriebshöfe mit entsprechender Ladeinfrastruktur
einher. All das schlägt sich im Rahmen der Vergabe
von Verkehrsverträgen bei den ÖPNV-Aufgabenträ-
gern nieder. Hinzu kommen Personalkostensteigerun-
gen etwa im Bereich der Busfahrer, die am Arbeits-
markt infolge sehr hoher Ausbildungskosten kaum
mehr zu finden sind. Und wie eingangs bereits darge-
stellt, belasten die nach wie vor hohen Sprit- und
Energiepreise die Verkehrsunternehmen und Auf -
gabenträger weiterhin enorm, zumal der coronabe-
dingte Rückgang der Fahrgastzahlen noch nicht kom-
pensiert werden konnte. 

Zwar erkennen die Landkreise in der seitens des Baye-
rischen Verkehrsministers Christian Bernreiter im Jahr
2022 gewährten Soforthilfe von 10 Mio. Euro ein
 positives Signal der Solidarität. Allerdings ist der Be-
trag mit Blick auf die Kostensteigerungen nur ein
Tropfen auf den heißen Stein. Nicht umsonst haben
die Verkehrsminister der Länder in der Verkehrsminis-
terkonferenz vom 26.08.2022 allein zum Ausgleich
der Energiekostensteigerungen und zur Sicherung der
Bestandsverkehre in 2022 und 2023 jeweils eine Erhö-
hung der Regionalisierungsmittel um 1,65 Mrd. Euro
gefordert3. Ohne einen entsprechenden Mittelauf-
wuchs besteht die ernsthafte Gefahr, dass Takte ausge-
dünnt, Linien eingestellt und Verkehre abbestellt wer-
den müssen.

Aktuell

8

2 https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/st
mb_o%CC%88pnv-strategie_bayern_endbericht-
2022-12-07-rz-bf.pdf

3 https://www.verkehrsministerkonferenz.de/VMK/DE/te
rmine/sitzungen/22-08-26-sonder-vmk-telefonschalt-
konferenz/22-08-26-beschluss.pdf?__blob=publication-
File&v=2
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Die Erhöhung der Regionalisierungsmittel in 2022
um 1 Mrd. Euro bleibt deutlich hinter den Forderun-
gen der Verkehrsminister von 1,5 Mrd. Euro zurück.
Daran ändert auch die ab 2023 jährlich greifende Stei-
gerung der Regionalisierungsmittel um 3 % statt bis-
her 1,8 % nichts, weil zeitgleich die Stations- und Tras-
senentgelte um 1,8 % erhöht werden und somit ein
Großteil der Regionalisierungsmittel wieder an den
Bund bzw. die Bahn zurückfließen dürfte. Um die im
Koalitionsvertrag zwischen den Ampelparteien verein-
barten Ziele zum Ausbau des ÖPNV zu realisieren,
müssen die Regionalisierungsmittel deutlich aufge-
stockt und auch für den straßengebundenen ÖPNV
eingesetzt werden.

Zusammenfassung

Im Verkehrssektor werden sich die Klimaziele nur
durch den raschen Ausbau des ÖPNV-Angebots errei-
chen lassen. Allein um den Status quo zu erhalten und
das Angebot auszubauen, bedarf es mit Blick auf die
gestiegenen Sprit- und Energiekosten sowie die zu
 erwartenden Personalkostensteigerungen einen sehr
deutlichen Aufwuchs bei den Regionalisierungsmitteln

auch zugunsten des straßengebundenen ÖPNV. Wer
es mit dem ÖPNV-Ausbau ernst meint, muss daher
auch die finanziellen Mittel für die Zukunftsinvestitio-
nen bereitstellen. Deshalb stellt sich die berechtigte
Frage, ob es mit Blick auf die Klimaziele nicht besser
gewesen wäre, die pro Jahr für das Deutschlandticket
anfallenden Kosten von geschätzt 4,7 Mrd. Euro in
den Ausbau des Angebots zu investieren, statt be-
stimmte Bevölkerungsgruppen durch ein billiges
 Ticket zu entlasten. Die Einführung des Deutschland-
tickets begünstigt insbesondere diejenigen Personen,
die bereits auf einen gut ausgebauten ÖPNV und
SPNV zurückgreifen können. Menschen, die auf das
Auto angewiesen sind, profitieren von dem Ticket
kaum, obwohl sie die Vergünstigungen über Steuern
zu einem großen Teil mitfinanzieren müssen und zu-
sätzlich den hohen Spritpreisen ausgesetzt sind. Vor
diesem Hintergrund erscheint die mit der Einführung
des Deutschlandtickets einhergehende Verlagerung
weg von der Nutzerfinanzierung und hin zum Steuer-
zahler allenfalls dann sozial gerecht, wenn in naher Zu-
kunft das ÖPNV-Angebot flächendeckend adäquat
ausgebaut wird.

Ergebnisse der Bürger-/Kundenbefragung 2022
des Innovationsrings

Die bayerischen Landratsämter kommen bei den Bür-
gerinnen und Bürgern sehr gut an. Das ist das Ergeb-
nis der Bürger-/Kundenbefragung 2022, die der Inno-
vationsring des Bayerischen Landkreistags mit Unter-
stützung des Marktforschungsunternehmens Ipsos
durchgeführt hat. „Unsere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter haben während der Corona-Pandemie und in
der aktuellen Ukraine-Krise Enormes geleistet. In die-
ser besonders herausfordernden Zeit konnte die bereits
hohe Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger wei-
ter verbessert werden. Wir können daher richtig stolz
auf unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sein“,
sagte der Präsident des Bayerischen Landkreistags Tho-
mas Karmasin anlässlich der Präsentation der Ergeb-
nisse am 25.11.2022 im Landratsamt Bad Tölz. Unter
die Lupe genommen wurden verschiedene Sachgebiete
von der Führerscheinstelle bis zum Bauamt. „Wir wol-
len in allen Lebenslagen für unsere Bürgerinnen und
Bürger da sein. Die Befragung zeigt: Das gelingt uns

immer besser“, so der Fürstenfeldbrucker Landrat Kar-
masin weiter.

14 Landkreise haben an der von Anfang Juli bis Mitte
August 2022 durchgeführten Umfrage teilgenommen:
Aschaffenburg, Bad Kissingen, Coburg, Deggendorf,
Ebersberg, Eichstätt, Fürth, Haßberge, Kitzingen,
Miltenberg, Regensburg, Rosenheim, Roth und Starn-
berg. Die Bürger-/Kundenbefragungen werden vom
Innovationsring bereits seit 1999 durchgeführt. 

Landratsämter werden stärker als moderne Dienst-
leister wahrgenommen  

Die Gesamtzufriedenheit ist im Vergleich zur letzten
Befragung im Jahr 2015 nochmals gestiegen. 93 % der
Bürgerinnen und Bürger sind mit der Arbeit der Land-
ratsämter zufrieden. Vor allem der Anteil der außeror-
dentlich und sehr zufriedenen Bürgerinnen und Bür-



ger nahm in diesem Zeitraum um weitere 5 Prozent-
punkte auf über 68 % zu. Auch die Wahrnehmung des
Landratsamts als modernes Dienstleitungszentrum
und als kompetenter Partner und Berater ist weiter ge-
stiegen.

Deutliches Plus bei der Bearbeitung der Kunden -
anliegen – Freundlichkeit ganz oben

Bei der Bewertung der Leistungsbereiche haben sich
vor allem die Bearbeitung der Kundenanliegen – wie
ausführlich ist die Beratung, wie hilfsbereit sind die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? – und das Zeit -
management seit 2015 deutlich verbessert. Am besten
bewerteten die Bürgerinnen und Bürger die Freund-
lichkeit und die Hilfsbereitschaft der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie deren fachliche Kompetenz.
Auch der Leiter des Bayerischen Innovationsrings,
Landrat Josef Niedermaier, freut sich über die Erfolge:
„Die Befragungsergebnisse bestätigen uns darin, dass
die Landratsämter für die Bürgerinnen und Bürger da
sind. Gleichzeitig sind die Ergebnisse ein Ansporn, die
Zufriedenheit auf diesem hohen Niveau zu halten und
wo möglich weiter zu verbessern.“ Bei der Erreichbar-
keit ist allerdings ein leichter Rückgang bei der Zufrie-
denheit zu verzeichnen. Hier spielen sicherlich die
Rahmenbedingungen während der Corona-Pandemie
eine Rolle bei der Wahrnehmung der Bürgerinnen und
Bürger.

Ausbau des E-Government wird von den Kunden
gewünscht

Nicht erst seit den Herausforderungen, die die Coro-
na-Pandemie mit sich gebracht hat, verstärken die
Landratsämter die Digitalisierung und den Ausbau
 ihrer Online-Angebote. Die Bürgerinnen und Bürgern
nehmen diese Online-Angebote wahr und schätzen
diese, erwarten sich jedoch einen weiteren Ausbau.
„Im Rahmen des Projekts „Digitaler Werkzeugkasten“
bieten wir den Landkreisen bereits jetzt zahlreiche On-
line-Anträge zur kostenlosen Nachnutzung an. Dieses
Angebot werden wir bis Ende 2022 auf über 100 On-
line-Anträge ausbauen. Die Befragungsergebnisse be-
stärken uns darin, diesen Weg weiter konsequent fort-
zusetzen“, so Matthias Dießl, Landrat des Landkreises
Fürth und Leiter der Projektgruppe „Organisation/
eGovernment“ des Innovationsrings.

Landratsämter arbeiten auf Basis der Ergebnisse
weiter an sich

Für die Landkreise ist die Bürger-/Kundenbefragung
ein wichtiges Instrument, um sich nach innen und
 außen zu verbessern. Im Amt können die Ergebnisse
dabei helfen, bestehende Abläufe weiter zu optimieren.
Nach außen hin soll über die Befragung das Image der
Verwaltung gestärkt werden – und das gelingt am bes-
ten mit zufriedenen Bürgerinnen und Bürgern. „Die
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Ergebnisse zeigen auf, wo es bereits sehr gut läuft und
was man noch besser machen kann. Die Landratsäm-
ter wissen diese Chance zu nutzen: Alle Landkreise, die
in der Vergangenheit an einer Bürger-/Kundenbefra-
gung teilgenommen haben, haben sich 2022 in der
Wahrnehmung der Bürgerinnen und Bürger teilweise
deutlich verbessert“, erklärt Robert Niedergesäß,
Landrat des Landkreises Ebersberg und Leiter der Pro-
jektgruppe „Service- und Kundenorientierung“ des
 Innovationsrings.

Breit angelegte Untersuchung

Für die Studie wurden sechs Sachgebiete je Landrats-
amt in die Befragung einbezogen: Die Zufriedenheit

mit den publikumsstarken Sachgebieten Bauamt,
 Jugendamt und Kfz-Zulassung wurde bei allen teilneh-
menden Landratsämtern befragt. Zusätzlich konnten
aus den Sachgebieten Führerscheinstelle, Kommunale
Abfallwirtschaft, Büro des Landrats oder soziale Ange-
legenheiten noch drei weitere Bereiche gewählt wer-
den. Bei der vom Marktforschungsinstitut Ipsos
durchgeführten telefonischen Befragung wurden je
Landratsamt bis zu 400 Interviews mit Bürgern ge-
führt. Die durchschnittliche Befragungsdauer betrug
15 Minuten. Insgesamt wurden im Rahmen der Stu-
die für die 14 Landratsämter über 5.100 telefonische
Interviews durchgeführt. „Somit haben wir ein reprä-
sentatives Bild für die bayerischen Landratsämter er-
zielt“, betont Matthias Grund, Projektleiter bei Ipsos.

Praxistage des Bayerischen Innovationsrings 2022

Die Landratsämter in Bayern stehen alle vor ähnlichen
Herausforderungen: Die demografische Entwicklung
macht es zunehmend schwieriger, die notwendigen
Fachkräfte zu gewinnen. Gleichzeitig schränken Aus-
gabensteigerungen (z.B. im Sozialbereich) die finan-
ziellen Handlungsspielräume ein. Zudem hat u.a. die
Corona-Pandemie die Handlungsbedarfe bei der
 Digitalisierung in vielfältiger Weise vor Augen geführt.
Der von Landrat Josef Niedermaier, Landkreis Bad
Tölz-Wolfratshausen, geleitete Innovationsring des
Bayerischen Landkreistags hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, erfolgversprechende und praktisch umsetzbare
Lösungsansätze zu erarbeiten und allen bayerischen
Landratsämtern zur Verfügung zu stellen. Denn die
gute Nachricht ist: Das Rad muss nicht jedes Mal neu
erfunden werden! 

Nach dem Motto „gemeinsam weiterkommen“ will
der Innovationsring die Landratsämter bei der Umset-
zung von Projekten zur Verwaltungsmodernisierung
unterstützen und den kollegialen Erfahrungsaustausch
weiter stärken. Seit 2015 führt der Innovationsring da-
her im 2-jährigen Rhythmus die Bayerischen Innova-
tionstage durch, wirft dort gemeinsam mit hochkarä-
tigen Referenten einen Blick auf die künftigen Heraus-
forderungen (zuletzt u.a. mit der Beauftragten des
Nationalen Normenkontrollrats für E-Government,
Landrätin Dorothea Störr-Ritter, Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald, dem Parlamentarischen Staatsse-
kretär im Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat Stephan Mayer sowie Abt Dr. Marianus Bie-
ber, Benediktinerabtei Niederaltaich), stellt aktuelle
Lösungsansätze aus der Projektarbeit vor und lädt zu
einem intensiven Meinungs- und Erfahrungsaustausch
ein. 

Praxistage des Bayerischen Innovationsrings 2022

Die Bayerischen Innovationstage werden seit 2018
durch Praxistage ergänzt, in denen die vier Projekt-
gruppen des Bayerischen Innovationsrings

Organisation/E-Government, unter der Leitung von
Landrat Matthias Dießl, Landkreis Fürth,
Personal und Führung, geleitet von Landrat Armin
Kroder, Landkreis Nürnberger Land,

Von Klaus Geiger, Referent für 
Finanzen, Organisation und digi-
tale Verwaltung beim Bayerischen
Landkreistag



Service- und Kundenorientierung, unter der Leitung
von Landrat Robert Niedergesäß, Landkreis Ebers-
berg, sowie
Betriebswirtschaft, geleitet von Landrat Thomas
Bold, Landkreis Bad Kissingen,

konkrete Projekte in den Mittelpunkt stellen und über
ihre Erfahrungen in der Umsetzung berichten. Zu den
Praxistagen, die alle zwei Jahre durchgeführt werden
(„zwischen den Innovationstagen“), sind alle Landrats-
ämter herzlich eingeladen. 

Die Praxistage 2022 sind bei den Landkreisen erneut
auf eine erfreulich große Resonanz gestoßen. An allen
Praxistagen haben mehr Landkreise und mehr Perso-
nen teilgenommen als an den jeweils vorangegangenen
Veranstaltungen im Jahr 2020. Alleine am Praxistag
„Organisation/E-Government“ nahmen rd. 120 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus 57 Landkreisen teil.
Die Praxistage wurden als digitale Veranstaltungen
durchgeführt, um allen interessierten Landkreisen un-
abhängig von räumlichen Kapazitätsbeschränkungen
eine Teilnahme zu ermöglichen. Beim Praxistag „Or-
ganisation/E-Government“ war daneben auch eine
Präsenzteilnahme im Landratsamt Fürth möglich. 

Praxistag der Projektgruppe „Personal und Füh-
rung“ am 19.07.2022

Bereits der erste Praxistag im Jahr 2022 hat gezeigt,
dass auch ein reines Online-Format auf hohes Interesse
stößt. So konnte Projektgruppenleiter Landrat Armin
Kroder, Landkreis Nürnberger Land, über 50 Land-
kreise zum Praxistag der Projektgruppe „Personal und
Führung“ am 19.07.2022 begrüßen. Die Projektgrup-
pe hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Landratsämter
bei den Herausforderungen der demographischen Ent-
wicklung, des Fachkräftemangels und der Personalge-
winnung und Personalbindung zu unterstützen. Im
Mittelpunkt des Praxistags standen Vorträge zur Mit-
arbeiterbefragung 2023 und zu modernen Büro- und
Arbeitsplatzkonzepten sowie Praxisberichte und Im-
pulsvorträge des Landratsamts Regensburg zur Perso-
nalbindung und Führungskräfteentwicklung, des
Landratsamts Nürnberger Land zum flexiblen Arbei-
ten sowie des Kommunalen Arbeitgeberverbands Bay-
ern zu ausgewählten tarifpolitischen und arbeitsrecht-
lichen Themen. Im zweiten Teil des Praxistags bestand
Gelegenheit, sich mit den Referentinnen und Referen-
ten in „digitalen Diskussionsräumen“ näher auszutau-
schen. 
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Auszug aus dem Vortrag zur Mitarbeiterbefragung 2023 des Innovationsrings gemeinsam mit dem geva-Institut.
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Praxistag der Projektgruppe „Organisation/E-Go-
vernment“ am 27.07.2022

Die durchgängige Digitalisierung von Verwaltungsleis-
tungen „vom Antrag zum Bescheid“ sowie weiterer
wesentlicher Bereiche (z.B. Wissensmanagement und
digitaler Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern
im Landkreis) und die hausweite Einführung der digi-
talen Akte stellen eine Herausforderung dar. Die Pro-
jektgruppe „Organisation/E-Government“ des Bayeri-
schen Innovationsrings unter der Leitung von Landrat
Matthias Dießl, Landkreis Fürth, hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, die Landratsämter dabei zu unterstüt-
zen und hat dies auch zum Schwerpunkt ihres Praxis-
tags am 27.07.2022 gemacht. Neben Umsetzungs -
strategien für die Landratsämter mit Unterstüt-
zungsangeboten des Innovationsrings standen ein Im-
pulsvortrag zur Digitalisierung und Automatisierung
von Prozessen sowie Praxisberichte des Landratsamts
Ebersberg zur Digitalisierung interner Prozesse, des
Landratsamts Bad Kissingen zum dort eingesetzten
Software-Roboter, des Landratsamts Fürth zur Einfüh-
rung und zum Ausbau des Wissensmanagements, des
Landratsamts Cham zur Einführung der digitalen
 Akte und des Landratsamts Mühldorf a. Inn zum
 BayernFunk im Mittelpunkt. Bei den Teilnahmezah-

len hat der Praxistag eine neue Rekordmarke aufge-
stellt: Rund 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus
57 Landkreisen haben an der Veranstaltung teilgenom-
men.

Praxistag der Projektgruppe „Betriebswirtschaft“
am 26.10.2022

Die Projektgruppe „Betriebswirtschaft“ des Innovati-
onsrings unter der Leitung von Landrat Thomas Bold,
Landkreis Bad Kissingen, befasst sich insbesondere mit
dem Einsatz und der Weiterentwicklung betriebswirt-
schaftlicher Elemente sowie der Umsetzung von Vor-
gaben des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens.
Schwerpunkte des Praxistags am 26.10.2022 waren die
Ergebnisse des kommunalen Finanzausgleichs 2023
sowie Praxisberichte zur Einführung einer Steuer-
dienstanweisung im Landratsamt Schweinfurt und zur
Umsetzung eines Tax Compliance-Systems im Land-
ratsamt Fürth. Des Weiteren standen Vorträge zur
Umsetzung des elektronischen Rechnungseingangsbu-
ches im Landratsamt Dingolfing-Landau und zur
Durchführung von Folgeinventuren im Landratsamt
Würzburg im Fokus. Mit 45 Landkreisen konnten die
guten Teilnahmezahlen des letzten Praxistags nochmals
gesteigert werden. 

Auszug aus dem Vortrag des Bayerischen Landkreistags zu Umsetzungsstrategien für die Landratsämter mit Unterstützungs-
angeboten des Innovationsrings



Praxistag der Projektgruppe „Service- und Kunden-
orientierung“ am 30.11.2022

Die Projektgruppe „Service- und Kundenorientie-
rung“ wird geleitet von Landrat Robert Niedergesäß,
Landkreis Ebersberg, und hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, die Landratsämter bei der weiteren Verbesse-
rung ihrer Service- und Kundenorientierung zu unter-
stützen. Im Mittelpunkt des Praxistags am 30.11.2022
standen die Vorstellung der Ergebnisse der Bürger-/
Kundenbefragung 2022 und die Digitalisierung von
Verwaltungsleistungen mit Unterstützungsangeboten
des Innovationsrings sowie Praxisberichte zur Dash -
board-Lösung im Landratsamt Ebersberg, zum Chat-
bot im Landratsamt Regensburg sowie zur Umsetzung
von Online-Anträgen im Landratsamt Aschaffenburg.
Der Praxistag war mit Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern aus 40 Landkreisen ebenfalls gut besucht. Die
aktuelle Bürger-/Kundenbefragung hat bestätigt, dass
die Arbeit der Landratsämter gut ankommt. So ist die
Gesamtzufriedenheit im Vergleich zur letzten Befra-
gung im Jahr 2015 nochmals gestiegen ist. Vor allem
der Anteil der außerordentlich und sehr zufriedenen
Bürgerinnen und Bürger nahm in diesem Zeitraum
um weitere 5 Prozentpunkte auf über 68 % zu.

Weiterer Austausch über das Landkreisnetz

Um den weiteren Austausch und das gegenseitige
„Netzwerken“ auch nach den Praxistagen zu unterstüt-
zen, haben wir bei den Praxistagen besonders auf das
soziale Netzwerk des Bayerischen Landkreistags (Land-
kreisnetz) hingewiesen. Das Landkreisnetz wurde auf
Initiative des Innovationsrings eingeführt und steht
seit Juli 2017 allen Landratsämtern kostenlos zur Ver-
fügung. Das Landkreisnetz und die Praxistage gehen
so Hand in Hand. 

Positives Fazit und Bayerische Innovationstage 2023

Die Praxistage sind auch im Jahr 2022 wieder auf reges
Interesse bei den Landratsämtern gestoßen. Die bereits
guten Teilnehmerzahlen bei der letzten Durchführung
im Jahr 2020 konnten dadurch nochmals gesteigert
werden. Im Nachgang zu den jeweiligen Praxistagen
haben wir alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer gebe-
ten, uns ihre Eindrücke zu schildern und die überwie-
gend online durchgeführten Praxistage zu bewerten.
Die Gesamtbewertung der Praxistage war dabei durch-
wegs „gut“ bis „sehr gut“, so dass ein insgesamt positi-
ves Fazit gezogen werden kann. 
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Praxisbericht des Landratsamts Würzburg zur Durchführung von Folgeinventuren 
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Nach den Praxistagen ist vor den Innovationstagen:
Die Bayerischen Innovationstage finden am
29./30.06.2023 im Tagungszentrum der Sparkassen-
Finanzgruppe Bayern in Landshut statt. Zielgruppe
sind die Landrätinnen und Landräte sowie die für die
Umsetzung verantwortlichen Führungskräfte und Be-
schäftigten. Wir freuen uns bereits auf einen regen
Austausch.

Leitfäden des Innovationsrings
Die von den Projektgruppen des Bayerischen Innova-
tionsrings erarbeiteten Leitfäden sind über die Inter-
netseite des Bayerischen Landkreistags unter
www.bay-landkreistag.de/presse-publikationen/publi-
kationen/veroeffentlichungen-des-bayerischen-Inno-
vationsrings/ kostenlos abrufbar.

Nach der Bürger-/Kundenbefragung 2022 ist die Gesamtzufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit der Arbeit der Land-
ratsämter im Vergleich zur letzten Befragung im Jahr 2015 nochmals gestiegen. Vor allem der Anteil der außerordentlich und
sehr zufriedenen Bürgerinnen und Bürger nahm in diesem Zeitraum um weitere 5 Prozentpunkte auf über 68 % zu (Auszug
aus der Vorstellung der Ergebnisse der Bürger-/Kundenbefragung 2022).



Von Klaus Geiger und Cynthia Derra beim Bayerischen
Landkreistag

Die Landratsämter als untere Katastrophenschutzbe-
hörden waren in den vergangenen Jahren gefordert,
u.a. im bayernweiten Katastrophenfall der Corona-
Pandemie. 
Nicht zuletzt deshalb und aufgrund zunehmend kom-
plexer Lagen steht der Katastrophenschutz in Bayern
vor einer Weiterentwicklung. In diesem Kontext war
der Bayerische Landkreistag als Kommunaler Spitzen-
verband in diesem Jahr bereits mehrfach im Austausch
mit dem Freistaat, um die Positionen der Landkreise
einzubringen.
Im Februar 2022 führte der Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport des Bayerischen
Landtags eine Sachverständigenanhörung zum Thema
„Hochwasser 2021 – Katastrophenschutz in Bayern“
durch. Der Bayerische Landkreistag hat mit Landrat
Bernhard Kern, dessen Landkreis Berchtesgadener
Land im Jahr 2021 besonders stark vom Hochwasser
betroffen war, und Klaus Geiger, Referent beim Baye-
rischen Landkreistag, an der Anhörung teilgenommen.
Seit Juli erarbeitet das zuständige Sachgebiet D 4 im
Innenministerium mit allen Beteiligten im Katastro-
phenschutz ein gemeinsames Konzept „Katastrophen-
schutz Bayern 2025“. Diesen Prozess begleitet vom
Bayerischen Landkreistag die neue Referentin für den
Zivil- und Katastrophenschutz, Cynthia Derra.

Das bayerische Katastrophenschutzsystem hat sich da-
bei grundsätzlich bewährt. Dabei ist besonders hervor-
zuheben, dass die notwendigen Einsatzentscheidungen
subsidiär vor Ort getroffen werden und die zur Kata-
strophenbewältigung erforderlichen Einsatzkräfte von
Feuerwehren, freiwilligen Hilfsorganisationen, Tech-
nischem Hilfswerk, Bayerischer Polizei, Bundeswehr
und Bundespolizei unter Leitung der Katastrophen-
schutzbehörde abgestimmt zusammenwirken. Für eine
erfolgreiche Katastrophenbewältigung ist es unerläss-

lich, dass die Einsatzentscheidungen kurzfristig vor
Ort unter Berücksichtigung der aktuellen örtlichen
Gegebenheiten getroffen werden. Langwierige Ent-
scheidungs- und Abstimmungsprozesse bzw. Einsatz-
entscheidungen am „grünen Tisch“ gehen an den Rea-
litäten vorbei. Deshalb ist eine entsprechende Kompe-
tenzverlagerung auf den Bund, wie sie nach den
Hochwasserereignissen 2021 diskutiert wurde, deut-
lich abzulehnen.

Doch die Szenarien für Einsatzlagen in den Landkrei-
sen sind vielfältig. Und hinzukommt, dass in der letz-
ten Zeit weitere Risiken zugenommen haben. Seit Feb-
ruar 2022 wachsen durch den Angriffskrieg Russlands
gegen die Ukraine beispielsweise die Bedrohungen
durch Cyberangriffe und im Bereich der Energiever-
sorgung. Gerade letztere beschäftigen auch die Kata-
strophenschutzbehörden seit dem Sommer immens.

Der Klimawandel wirkt sich ebenfalls auf den Kata-
strophenschutz aus und seine Folgen münden schon
heute nicht nur in die Planungen, sondern auch in Ka-
tastrophenfälle ein. Sowohl Hochwasserereignisse in
Folge von Starkregen, wie zum Beispiel 2021 im Land-
kreis Berchtesgadener Land, als auch Waldbrände, die
durch große Hitze und Trockenheit im Sommer be-
günstigt werden, müssen insbesondere bedacht wer-
den.

Darauf aufbauend gilt es, die notwendigen Vorberei-
tungsmaßnahmen – zu denen angepasste Katastro-
phenschutzplanungen, Übungen, Maßnahmen zur
Warnung und Information der Bevölkerung etc. zäh-
len – vor Ort zu entwickeln und umzusetzen. 

Dies bindet weitere Ressourcen in den Landratsäm-
tern, die dabei als Staatsbehörden tätig werden. Vor
diesem Hintergrund ist es daher dringend erforderlich,
nicht nur die Aufgaben, sondern auch die staatliche
Personalausstattung in den unteren Katastrophen-
schutzbehörden entsprechend anzupassen.

Um teils sehr kurzfristigen und auch räumlich verteil-
ten Schadensereignissen, wie beispielsweise Über-
schwemmungen oder Energiemangellagen, adäquat
begegnen zu können, ist die Einrichtung dezentraler
„Katastrophenschutz-Lager“ sinnvoll. Denn die ver-
teilte Lagerhaltung gewährleistet insbesondere schnel-
lere Reaktionszeiten und Erreichbarkeiten. Entspre-
chende Lager werden derzeit aber nicht aus dem Kata-
strophenschutzfonds gefördert. Die Förderfähigkeit
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Die notwendige Fortentwicklung des 
Katastrophenschutzsystems

Cynthia Derra, Referentin für
Informations- und Kommunika-
tionstechnik, Datenschutz beim
Bayerischen Landkreistag
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Landrat Bernhard Kern, Landkreis Berchtesgadener Land
(links), und Klaus Geiger, Referent beim Bayerischen Land-
kreistag (rechts), nahmen am 09.02.2022 an der Sachver-
ständigenanhörung zum Thema „Hochwasser 2021 –
 Katastrophenschutz in Bayern“ des Ausschusses für Kommu-
nale Fragen, Innere Sicherheit und Sport des Bayerischen
Landtags teil.

von „Katastrophenschutz-Lagern“ sollte deshalb über-
prüft werden.

Vor allem aus dem Hochwasser 2021 lässt sich noch
weiterer Handlungsbedarf ableiten. Die Erfahrungen
haben weiteren Verbesserungsbedarf u.a. bei der grenz-
überschreitenden Kommunikation aufgezeigt. Funk-
tionierende Kommunikation ist ein Schlüsselelement
bei der Bewältigung von Großschadensereignissen. So
sind die Digitalfunksysteme zwischen Bayern und
Österreich nicht miteinander kompatibel. Die Schaf-
fung von funktionierenden Schnittstellen wird daher
als dringend erforderlich gesehen. Weitere Unterstüt-
zung wird außerdem in der psychosozialen Notfallver-
sorgung der beteiligten Menschen benötigt. Vor allem
Erfahrungen und wissenschaftliche Untersuchungen
in Zusammenhang mit Hochwasserereignissen haben
bestätigt, dass die rechtzeitige akute psychosoziale Not-
fallversorgung sowohl der Betroffenen (Hinterbliebe-
ne, Angehörige, Überlebende, Augenzeugen, Angehö-
rige/Freunde von vermissten Personen, Betroffene mit
erheblichen Sachschäden etc.) als auch der Einsatzkräf-
te (insbesondere der Ehrenamtlichen) ein unabding -
bares Element in der Krisenbewältigung darstellt. Die-
se Hilfen müssen jedoch auch über die unmittelbare
Akuthilfe hinaus angeboten werden.

Den zahlreichen ehrenamtlichen Einsatzkräften
kommt im bayerischen Katastrophenschutzsystem
grundsätzlich eine entscheidende Bedeutung zu. Die-
ses ehrenamtliche Engagement gilt es daher weiter zu
unterstützen, zu fördern und wertzuschätzen. Die
„Helfergleichstellung“ war hierzu ein wichtiger Schritt. 

Im Katastrophenfall kommt es nicht nur auf die An-
forderung der Einsatzkräfte an – wichtig ist vor allem
auch eine schnelle und unkomplizierte Warnung und

Information der Bevölkerung. Derzeit werden im
 Wesentlichen folgende Warnmittel eingesetzt:

Amtliche Gefahrendurchsagen und -mitteilungen
über den Rundfunk,
Sirenen, über die auch das Signal "Rundfunkgerät
einschalten und auf Durchsage achten" ausgestrahlt
werden kann,
Durchsagen über Lautsprecherfahrzeuge sowie
sog. WarnApps.

Äußerst positiv ist die Einführung der sog. „Warn-
SMS“ mittels der Cell-Broadcast-Technologie als sinn-
volle Ergänzung der genannten Warnmittel. Für die
praktische Umsetzung kommt es auf den richtigen
„Mix“ der verschiedenen Warnmittel an. So ist die er-
folgreiche Warnung mittels „Warn-SMS“ oder Warn -
Apps u.a. abhängig von einer Mobilfunkverbindung
(ggf. kein Handyempfang, Überlastung des Mobil-
funknetzes bei Großschadenslagen etc.) und der Tages-
zeit (Warnungen in der Nacht werden ggf. zu spät ge-
lesen). Der „Weckeffekt“ der Sirenenwarnungen stellt
daher eine notwendige Ergänzung dar. Voraussetzung
für ein flächendeckendes Sirenennetz ist jedoch eine
ausreichende finanzielle Förderung der Sirenenanla-
gen.
Regelmäßige Sirenenprobealarme und „Warntage“
sind zudem notwendig, um die Funktionsfähigkeit der
Sirenen zu überprüfen, die Bevölkerung für die Sire-
nenalarme zu sensibilisieren und über die Bedeutung
des Sirenensignals zur Vorbereitung von Rundfunk-
durchsagen (im Unterschied zur Feuerwehralarmie-
rung) zu informieren. Eine gezielte und kontinuier -
liche Information der Bevölkerung ist hier entschei-
dend.
Am Donnerstag, den 08.12.2022, fand der letzte bun-
desweite Warntag statt, an dem auch die Cell-Broad-
cast-Technologie erstmals neben den weiteren Warn-
mitteln zum Einsatz kam.

In diesem Zusammenhang ist auch die Entschließung
des Bundesrates vom 07.10.2022 zu begrüßen, die
 eine „Nachhaltige Stärkung des Zivil- und Katastro-
phenschutzes durch den Bund“ fordert. Und u.a. eine
Präventionskampagne zur Stärkung des Gefahrenbe-
wusstseins und zur Steigerung der Selbsthilfefähigkeit
der Bevölkerung anstrebt.

Die Anforderungen an die Landratsämter als untere
Katastrophenschutzbehörden nehmen – insbesondere
hinsichtlich der Komplexität der Lagen – zu.
Umso wichtiger ist es deshalb, dass eine Fortentwick-
lung des Katastrophenschutzsystems sich daran orien-
tiert und die notwendigen personellen wie finanziellen
Ressourcen entsprechend der wachsenden Komplexität
angepasst werden.



Die Politik der Europäischen Union wirkt sich tiefgrei-
fend auf das Leben der Menschen in den bayerischen
Landkreisen aus. Ein starker Draht in die europäischen
Institutionen ist für die Kommunen deswegen beson-
ders wichtig. Die bayerischen Landrätinnen und Land-
räte nutzten ihre diesjährige Landrätetagung vom 8.
bis 10. November deswegen, um sich in Brüssel mit
den für ihre Interessen wichtigen Verantwortungsträ-
gern auszutauschen. 

„Gerade der Europäische Grüne Deal bzw. Fit for 55
und die darin enthaltenen Pflichten (insb. die Reno-
vierungspflichten) treffen die kommunale Ebene er-
heblich. In Zeiten angespannter Haushaltslage stehen
damit auch finanzstarke Kommunen vor großen He-
rausforderungen. Es ist wichtig, sich mit den Verant-
wortlichen in Brüssel direkt auszutauschen, um auf
kommunale Realitäten und Notwendigkeiten auf-
merksam zu machen“, so der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Thomas Karmasin, Fürs-
tenfeldbruck. „Bis heute ist unklar, wie der Grüne
Deal finanziert werden soll. Auf Seiten der Kommu-
nen bestehen große Befürchtungen, dass die Regional-
förderung darunter leiden wird. Dabei sind die baye-
rischen Kommunen auf eine starke regionale Förde-
rung durch die EU angewiesen. Kürzungen (auch im
Agrarbereich) treffen sie empfindlich. Starke kommu-
nale Haushalte sind entscheidend für den Erhalt der
Angebote und Leistungen der Menschen vor Ort. Das
muss sich auch in der Klima-, Förder- und Finanz -
politik der EU widerspiegeln“, so Karmasin weiter. 

Runden mit den bayerischen
Landesgruppen der Fraktio-
nen im Europäischen Parla-
ment sowie den deutschspra-
chigen kommunal- und regio-
nalpolitischen Sprechern im
Europäischen Parlament sowie
der Austausch mit hochrangi-
gen Mitgliedern der zuständi-
gen Bereiche innerhalb der
Europäischen Kommission
wie Michael Hager, Chef des
Kabinetts Valdis Dombrovs-
kis, EU-Vizepräsident und
EU-Kommissar für Wirtschaft
und Kapitaldienstleistungen,
und Markus Schulte, Haupt-
berater Generaldirektion
Wirtschaft und Finanzen, Eu-
ropäische Kommission, wur-
den für die Überbringung die-
ser Botschaften genutzt. 
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Bayerische Landrätinnen und Landräte werben in
Brüssel für den ländlichen Raum

Landrätetagung 2022

V.l.n.r.: Landrat Elmar Stegmann, Erster Vizepräsident Thomas Habermann, Ge-
schäftsführendes Präsidialmitglied Andrea Degl, Marilena Leupold (stellv. Leiterin
EBBK), Dritte  Vizepräsidentin Tamara Bischof, Präsident Thomas Karmasin und Be-
nedikt Weigl (Leiter EBBK) im Europäischen Ausschuss der Regionen

Von Sarah Honold, Referentin für
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
beim Bayerischen Landkreistag
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Aber auch ein weiteres brisantes Thema stand im Mit-
telpunkt der Tagung: die Migrationspolitik der Euro-
päischen Union. „Wir warnen seit Wochen vor einem
weiteren Anstieg der Flüchtlingszahlen und möglichen
Zuständen wie 2015 und 2016. Wir sehen dem Win-
ter mit Blick auf die rasant steigenden Flüchtlingszah-
len mit großer Skepsis entgegen. Tragfähige Lösungen
fordern auch die Europäische Union. Wir brauchen
unter anderem dringend eine Einigung der Mitglied-
staaten im Bereich der Lastenverteilung“, so der Präsi-
dent des Bayerischen Landkreistags. Mit Direktor

Matthias Oel, Generaldirektion Migration und Inne-
res der Europäischen Kommission, sowie Diane An-
germüller, Sektorleiterin für legale Migration, und An-
dreas Fabritius, Policy Officer im Referat für Asyl,
ebenfalls beide von der Generaldirektion Migration
und Inneres, wurden die Herausforderungen im
Schengenraum und die Auswirkungen der EU-Migra-
tionspolitik auf die bayerischen Landkreise diskutiert.
Um der schwierigen Lage der Kommunen gegenüber
den europäischen Institutionen noch mehr Nachdruck
zu verleihen, wurde im Nachgang zur Tagung die so-

V.l.n.r.: Benedikt Weigl (Leiter EBBK), Erster Vizepräsident Thomas Habermann, Michael Hager, Chef des Kabinetts Valdis
Dombrovskis, EU-Vizepräsident und EU-Kommissar für Wirtschaft und Kapitaldienstleistungen, und Präsident Thomas
Karmasin

Sie eröffnete den Festabend: Staatsministerin Melanie
Huml, MdL

Roberta Metsola, MdEP, Präsidentin des Europäischen Par-
laments



genannte Brüsseler Erklärung zur Asyl- und Migrati-
onspolitik im Jahr 2022 verabschiedet. Diese ging
auch u.a. dem Bundeskanzler zu. 

Vorträge von Botschafterin Dr. Helen Winter, Stellver-
tretende Ständige Vertreterin der Bundesrepublik
Deutschland bei der EU, über die anstehenden He-
rausforderungen für Deutschland in der EU sowie von
Georg Huber, Leiter der EU-Repräsentanz des Deut-
schen Sparkassen- und Giroverbands, über aktuelle
 Herausforderungen in der Finanzmarktregulierung
rundeten die Tagung ab.  

Getagt wurde im Europäischen Ausschuss der Regio-
nen (AdR). Für den Ersten Vizepräsidenten des Baye-
rischen Landkreistags, Landrat Thomas Habermann,
Rhön-Grabfeld, war dieser Ort kein unbekannter. Als
einer von zwei Vertretern des Deutschen Landkreistags
vertritt der Unterfranke im AdR die Belange aller 294
deutschen Landkreise und setzt sich dafür ein, dass
Fragen der Daseinsvorsorge dort geregelt werden, wo

sie umgesetzt werden: auf der Ebene der Kommunen.
Der AdR hat ein förmliches Mitspracherecht, wenn
EU-Rechtsvorschriften lokale Gebietskörperschaften
betreffen. Habermann wurde im letzten Jahr sogar als
Mitglied in das Präsidium des AdR berufen. 

Zur Tagung gehörte auch ein Festakt anlässlich des 30.
Geburtstages des Europabüros der bayerischen Kom-
munen (EBBK). Dieses teilt sich der Bayerische Land-
kreistag seit 1992 mit dem Bayerischem Gemeindetag,
dem Bayerischen Städtetag, dem Bayerischen Bezirke-
tag und dem Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band. 1999 haben sich noch Sachsen und Baden-
Württemberg angeschlossen. Die Kommunalen Spit-
zenverbände der übrigen Bundesländer werden vom
Deutschen Landkreistag vertreten. Das Büro ist inso-
fern einzigartig. Im Rahmen der Veranstaltung in der
Vertretung des Freistaates Bayern gab die Präsidentin
des Europäischen Parlamentes, Roberta Metsola,
MdEP, Einblicke in aktuelle Herausforderungen der
EU.
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Staatsministerin Melanie Huml (links) mit der Präsidentin des Europäischen Parlaments Roberta Metsola und dem Präsi-
denten des Bayerischen Landkreistags Thomas Karmasin beim Festakt
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Brüsseler Erklärung 

der Bayerischen Landrätinnen und Landräte  
zur Asyl- und Migrationspolitik 

im Jahre 2022 

I. Vorbemerkung 

„Brüssel ist weit weg von Bayern“ – diesen Eindruck hinterließen die Gespräche zur 
Asyl- und Migrationspolitik mit Vertretern der EU-Kommission bei den bayerischen 
Landrätinnen und Landräten anlässlich ihrer Landrätetagung vom 9./10. November 
2022 in Brüssel. Dass die kommunale Flüchtlingsaufnahme in Bayern und der Bun-
desrepublik Deutschland insgesamt durch den Zustrom von Kriegsflüchtlingen aus der 
Ukraine einerseits und Asylsuchenden andererseits am Limit ist, schien dort bisher 
wenig präsent zu sein.  
Die erforderlichen Rahmenbedingungen für eine geordnete Asyl- und Migrationspolitik 
sind sowohl dem Freistaat Bayern, dem Bund als auch der EU seit einigen Jahren 
bekannt. Dennoch befinden wir uns auch im Jahr 2022 in einer vergleichbaren Situa-
tion wie 2015/2016.  

Umso eindringlicher fordert der Bayerische Landkreistag im Namen seiner 71 Land-
kreise die Europäische Union und insbesondere die Bundesregierung auf dafür zu sor-
gen, dass die Aufnahme von Flüchtlingen und Migranten nach Deutschland auf Dauer 
stärker und auch begrenzend gesteuert wird. Eine Flüchtlingskrise wie 2015 können 
die Kommunen – auch angesichts der aktuellen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen – nicht nochmals stemmen. 

II. Wir erheben daher folgende Forderungen: 

1. Es bedarf einer wirksameren Sicherung der EU-Außengrenzen, um illegale Ein-
reisen von Flüchtlingen zu begrenzen, die von vornherein keine Bleibeperspek-
tive in der EU haben. Zudem ist eine strategische Visapolitik notwendig die be-
inhaltet, dass Drittstaaten – und vor allem solche, die in die EU streben, – keine 
einseitigen Visaerleichterungen schaffen dürfen. Schließlich muss die Rückfüh-
rung von nicht aufenthaltsberechtigten Ausländern von allen EU-Mitgliedstaa-
ten effektiv vollzogen werden; die EU muss dazu auch Möglichkeiten erhalten, 
fehlendes mitgliedstaatliches Engagement zu sanktionieren.  



2. Im Sinne einer gerechten Lastenverteilung bedarf es grundsätzlich verbindlicher 
Verteilungsquoten auf einzelne EU-Mitgliedstaaten im Rahmen eines neuen 
Dublin-Verfahrens oder, sofern diese Quoten nicht eingehalten werden, wirksa-
mer Ausgleichsmechanismen für untererfüllende EU-Mitgliedstaaten. Vor die-
sem Hintergrund hinterfragen wir die Aufnahme weiterer Flüchtlinge im Rahmen 
des freiwilligen europäischen Solidaritätsmechanismus kritisch.  

3. Es bedarf einer EU-Harmonisierung von Asylverfahrens- und Asylbewerberleis-
tungsregelungen. So sollten existenzsichernde Unterstützungsleistungen zu-
mindest annähernd vergleichbar in den Mitgliedstaaten gestaltet werden.

4. Nur eine europaweit geordnete Asyl- und Migrationspolitik wird letztlich die Er-
rungenschaft eines von Freizügigkeit geprägten Schengenraums sichern kön-
nen. Deshalb fordern wir, dass die Bundesrepublik Deutschland als größter EU-
Mitgliedstaat noch stärker und mit höchster Priorität auf eine zeitnahe Einigung 
drängt.

5. Europa muss seine Entwicklungspolitik danach gestalten, dass nachhaltig die 
Situation in den Herkunftsländern, insbesondere den afrikanischen Staaten so 
stabilisiert wird, dass Migration aus wirtschaftlichen Gründen sich nicht noch 
stärker ausweitet. Mit vielen kleinen unterstützenden Projekten und Partner-
schaften bringen sich eine Vielzahl von bayerischen Kommunen bereits ein.
Dies ist aber nur ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn nicht die übergeord-
nete Politik intensiver tätig wird. 

6. Formen der legalen (Erwerbs-)migration aus Drittstaaten sind zu stärken, um 
den uns wirtschaftlich schwächenden Fachkräftemangel in Europa zu überwin-
den. Die Vorschläge der EU-Kommission zur legalen Migration aus April 2022 
(u.a. Reduzierung des Verwaltungsaufwandes und Zuwanderung hochqualifi-
zierter Arbeitskräfte mittels einer EU Blue Card) finden in ihren Grundsätzen die 
Unterstützung der bayerischen Kommunen. Dabei sollten bereits im Heimatland 
erste deutsche Sprachkenntnisse vermittelt werden. Bei der Anerkennung von 
Berufsabschlüssen sowohl im akademischen Bereich wie auch sonst sollten 
weitere Erleichterungen bei Drittstaatsangehörigen und vor allem auch Unions-
bürgern möglich sein. Dieser Appell richtet sich an EU, Bund und Freistaat Bay-
ern. 

7. Auf nationaler Ebene benötigen wir schnelle Entscheidungen über Asylanträge 
und in Asylgerichtsverfahren genauso wie die konsequente Rückführung abge-
lehnter Asylbewerberinnen und Asylbewerber im Rahmen einer gezielten Rück-
führungsoffensive. Hierfür sind effektive und praktikabel ausgestaltete Rück-
übernahmeabkommen mit den Herkunftsländern, insbesondere denjenigen, die 
sich der Aufnahme ihrer Staatsbürger hartnäckig verschließen, unabdingbar. 
Zügige Verfahren und ein konsequenter Vollzug der Ausreisepflicht senden das 
klare Signal, dass von Anfang aussichtslose Asylanträge auch nicht durch blo-
ßen Zeitablauf in ein Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik münden. 
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8. Zur konkreten Lage vor Ort: Ohne eine spürbare Begrenzung des ungesteuer-
ten Zugangs vor Ort wird die Integration auf kommunaler Ebene scheitern. Die 
Kapazitäten für die Unterbringung von Geflüchteten in geeigneten Wohnraum,
die Ressourcen für die soziale Betreuung sowie die notwendigen Plätze für Kin-
der in Kindertageseinrichtungen und Schule sind in den bayerischen Kommu-
nen nahezu erschöpft. Zum einen ist noch ein großer Anteil von Menschen aus 
der letzten Flüchtlingskrise und aus dem dauernden Ankunftsgeschehen in 
kommunalen bzw. staatlichen Unterkünften untergebracht, zum anderen hat die 
Anzahl der Menschen aus der Ukraine das Ankunftsgeschehen aus 2015/2016 
in nur wenigen Wochen im Frühjahr 2022 überstiegen. Helferkreise stehen nicht 
mehr in der Menge und Einsatzbereitschaft wie in der ersten Flüchtlingskrise 
zur Verfügung und die Mitarbeiter der Landratsämter sind durch die Dauerkri-
senbewältigung ausgebrannt. Auch die Stimmung in der Bevölkerung ist nach 
den vielen Krisen und Problemen nicht mehr so aufgeschlossen wie bisher. 
Eine Belegung von Schulturnhallen stößt nachvollziehbar nicht mehr auf Ver-
ständnis der Schulfamilien und Sportvereine und stellt zudem keine geeignete 
Unterbringung der Geflüchteten dar. Ähnlich sieht es mit Traglufthallen aus, die 
gerade in Zeiten der Energiekrise nicht mehr vertretbar sind. Ferner steht ge-
rade in den Ballungsräumen nicht einmal genügend Wohnraum für die einhei-
mische Bevölkerung zur Verfügung, es herrscht Wohnungsnot. Es bedarf daher 
einer noch stärkeren und vor allem umgehenden gemeinsamen Kraftanstren-
gung von Land und Bund, um Unterkünfte und Einrichtungen zu errichten und 
zu betreiben bzw. auch das Zugangsgeschehen zu begrenzen. Das dafür erfor-
derliche Personal steht in den Landratsämtern allein schon längst nicht mehr 
zur Verfügung. 

9. Die Kommunen dürfen bei dieser von außen geschaffenen Sondersituation 
nicht die finanziellen Lasten tragen. Wir fordern vehement, dass die flüchtlings-
bedingten Mehrbelastungen der Kommunen bei den Kosten der Unterkunft voll-
ständig ausgeglichen werden. Dies gilt auch für die weiteren flüchtlingsbeding-
ten Kosten, insbesondere im Bereich der Kinderbetreuung und der Schulen so-
wie im Bereich der Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege sowie den Kranken-
hilfen nach SGB XII. Den Kommunen darf nicht die finanzielle Luft zum Atmen 
genommen werden. 
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Finanzgruppe
Deutscher Sparkassen- und Giroverband

Aktuelle Heraus-
forderungen
in der Finanzmarkt-
Regulierung

53. Landrätetagung, Brüssel

09. November 2022

Agenda

1. Arbeit der EU-Repräsentanz

2. Themen und Herausforderungen
1. Makroökonomische Lage in Europa

2. Bankenpaket 2021 (Umsetzung von 
Basel III)

3. Nachhaltige Finanzierung

4. Bankenunion

Arbeit der EU-
Repräsentanz
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Unsere Ziele.

Politische 
Ebene

Verständnis für 
öffentlich-rechtliche 
Struktur ausbauen

Verknüpfung 
Lokalbankprinzip -

wirtschaftlicher 
Wohlstand

Subsidiarität: Nationale 
Umsetzungs-

möglichkeiten schärfen

Fachliche 
Ebene

Anerkennung der 
Strukturen der 
Finanzgruppe

Differenzierte 
Regulierung fordern

Unser Umfeld.

Politik

Wirtschaft

Wissenschaft

Arbeitsumfeld EU-Institutionen
Europäisches Parlament, EU-Kommission, Rat 
und nachgelagerte EU-Dienststellen 

Arbeitsumfeld Wirtschaft
Verbände und Unternehmen (z. B. 
Europäische Sparkassenvereinigung, 
Industrie- und Handwerkskammer, etc.) 

Arbeitsumfeld Wissenschaft
ThinkTanks, NGOs, Wissenschaftsinstitute 

Unsere 
Besonderheiten.
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EU-Politik.

Aufgaben der EU-
Repräsentanz

Politikmonitoring Positionsbildung

Netzwerkpflege Interessenvertretung

Aktuelle Themen 
und zukünftige 
Herausforderungen

Bankenpaket 2021 
(Umsetzung von 
Basel III)2.1
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Finanzgruppe
Deutscher Sparkassen- und Giroverband

Finalisierung 
von Basel III in 
der EU

Okt. 2021: Vorlage „Bankenpaket 
2021“ (Finalisierung Basel III & 
zusätzliche Elemente) 

8. Nov 2022: Rat einigt sich auf 
Allgemeine Ausrichtung

Bis Q1 2023: Parlamentsbericht
(derzeit kontroverse Verhandlungen)

2023: Trilogverhandlungen

Jan. 2025: Anwendungsbeginn CRR

Wesentliche Inhalte
CRR II / CRD V  (Bankenpaket)

Basel III 
Finalisation

Wesentliche Inhalte
CRR III / CRD VI  

(Bankenpaket 2021)
Überarbeitung des 
Verbriefungsregelwerks
(STS)

Überarbeitung des Kreditrisiko-
Standardansatzes (KSA)

Überarbeitung der 
Kapitalunterlegung für 
Marktrisiken (FRTB))

Überarbeitung der internen 
Modelle zur Berechnung der 
RWA

Standardansatz zur Bemessung des 
Kontrahentenausfallrisikos

Neuer Standardansatz für 
operationelle Risiken

Zinsänderungsrisiken im
Anlagebuch (IRRBB)

Einführung von Untergrenzen 
(Floors) für IRBA-Institute

Net Stable Funding Ratio (NSFR) Überarbeitung operationelles 
Risiko

Leverage Ratio (LR)

Ausblick auf 
weitere Arbeiten 

des Baseler 
Ausschusses

Nachhaltige Finanzierung

Überarbeitung Offenlegungs-
anforderungen (Disclosure)

Forderungen ggü.
Staaten Fit & Proper

Anpassungen der CRR1 /
Erleichterungen „kleine“ Institute

Einführung von 
Step-in Risiken

Zentralisierung aufsichts-
rechtliche Berichterstattung &
Offenlegung

09.11.2022 10

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023-28

Dez 2017: 
Einigung der Zentralbankpräsidenten und Leiter 
der Bankenaufsichtsinstanzen (GHOS) :
• Überarbeitung Kreditrisiko-SA (SACR)
• Überarbeitung interne Modelle (IRB)
• Neuer SA operationelle Risiken (OpRisk)
• Überarbeitung Ansätze CVA-Risiken (CVA)
• Outputfloor für IRBA-Institute

Jan 2023: 
• SACR
• IRB Framework und CVA Framework
• OpRisk
• FRTB

2023 - 2028: Phasenweise Einführung Outputfloor

Jan 2019: 
• FRTB

23: 
50% 

25: 
60% 

26: 
65% 

27: 
70% 

24: 
55% 

28: 
72.5% 

2022: Verhandlungen Rat
- monatl. Treffen der Ratsarbeitsgruppe
- 8. Nov. 2022: allg. Ausrichtung unter CZ 

Ratspräsidentschaft

2022: Verhandlungen EP
- Mitte Mai: Vorlage Berichtsentwurf
- Q3/4 2022: Kompromissfindung 
- Q1 2023: Abstimmung Bericht

2023: 
Triloge

2023: Einigung 

1. Jan 2025
Anwendungsbeginn 
CRR

Teilw. längere 
Übergangsfristen 
bis 2030/32

Sept 2019: CfA-Report zu FRTB, 
CVA

Aug 2018: Start QIS 
Konsultation

Okt 2018: Start 
Qualitative Umfrage

2. Juli 2019: Öffentliche
Anhörung

5. Aug 2019: CfA-Report 
zu KRSA, OR, output floor

März -Apr 2018: 
Sondierungs-
konsultation 

AUSARBEITUNG GESETZESVORSCHLAG

Mai 2018: Bitte um 
Stellungnahme an  EBA

Folgeabschätzung
(inkl: Regulatory Scrutiny, Revision und Interservicebefragung)

Okt-Jan: Öffentliche 
Konsultation und 
Konferenz (12. Nov)

POLIT. ZUSTIMMUNG 
COLLEGE 

IMPLEMENTIERUNG

LEVEL II/III

27. Okt. 2021: 
Veröff.: 
Bankenpaket 2021 
(CRR III / CRD VI)

2019-2020: Expertengruppe mit Vertretern d. 
Mitgliedstaaten inkl. Technische Untergruppen

Finalisierung Basel III (CRD VI / CRR III)

Jul 2019: Brief an EBA 
bezügl. Notwendiger 
add. Daten

März 2020: Zusätzliche Analyse: 
• Anwendung des Output floor 

auf allen Ebenen
• Auswirkung von intra-group 

equity exposures
• Kap.anforderungen für

specialised lending
• Annahmen bezügl. Möglicher

Lücken bei TLAC/MREL

27 März 2020: 
GHOS vereinbart Verschiebung der Implementierung 
von Basel III um ein Jahr auf 
1. Januar 2023.

VERSCHIEBUNGEINIGUNG

15 Dez 2020: aktualisierte QIS: 
• Berücksichtigung der 

Auswirkungen der COVID-19 
Pandemie

• Daten per Ende-2019

33 - 2 8  Phasenweise Ein
2 : 

 
6: 

 
24: 

 
2 22

202320232023

222333333 --- 20220220288:: Phasenweise EinfühPhasenweise Einfüh
222555:: :
60%60%

22666:::
65%65%

2244::
55%55%

g

2023: 
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A
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ung unter CZung unter CZ 

2023:23:3:32023:2023:
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AA

Positionen DSGV:

• Weder auf EU - noch auf deutscher Ebene - sollen die 
Mindestkapitalanforderungen signifikant ansteigen. 

• Ansonsten ist eine Kreditklemme für die Realwirtschaft, v.a. bei der 
Transformationsfinanzierung absehbar. 

• Die stabile bankbasierte Finanzierung der deutschen Wirtschaft darf 
nicht bestraft oder untergraben werden. 

• Die Baseler Vorgaben sind in der EU mit Augenmaß und konsequent 
dem Proportionalitätsprinzip folgend umzusetzen. 

• Besonderheiten des europäischen Bankensektors müssen 
berücksichtigt werden

• Kreditinstitute brauchen ausreichend Zeit für die Umsetzung der 
neuen Regelungen. 

Outputfloor sorgt für größten
Kapitalauftrieb und trifft insbesondere
größere Institute. Negative Auswirkungen
besonders bei Positionen mit geringem
Risiko. 

Strengere Anforderungen in den 
Standardansätzen: Auswirkungen auf 
Immobilienfinanzierung und auf 
Forderungen gegenüber Instituten.

Signifikanter Anstieg administrativer
Belastungen besonders bei kleineren
Instituten, die keine internen Modelle
nutzen.

Finalisierung von 
Basel III in der EU

Treiber für Kapitalauftrieb
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Positionen DSGV:
• Fit & Proper: vorab vorgenommene Eignungsbeurteilung (ex ante) für 

Leitungsorganmitglieder bzw. Mitglieder der Aufsichtsorgane von 
Sparkassen 

Widerspricht wichtigen Grundsätzen der kommunalen 
Selbstverwaltung und der EU-Verträge. 

Ist zudem praktisch nicht umsetzbar.

Rat hat eine gangbare Lösung gefunden, EP muss jetzt nachziehen.

• Beteiligungen: Institute eines Institutssicherungssystems (IPS) 

Beibehaltung der Risikogewichtung von 100%

• Beteiligungen: Im Vorschlag deutliche Erhöhung des Risikogewichts 
(RW) auf das 2,5-fache; z.B. Sparkassen an Verbunddienstleistern 

Strategische, langfristige Beteiligungen sind wichtig für Stabilität 
und effektive Arbeit im Verbund; Beibehaltung RW von 100 % 

• Mangel an Proportionalität: z.B. Belastung durch deutlich erweiterte 
Melde- & Offenlegungsanforderungen bei ESG-Risiken

Eine Reduzierung administrativer Regulierungslasten ist geboten

• Kapitaladäquanzverordnung
(CRR III):
Transposition der Baseler 
Standards

• Kapitaladäquanzrichtlinie 
(CRD VI): 
insbesondere Regeln zur 
Nachhaltigkeit, Corporate 
Governance und Zweigstellen 
aus Drittländern

Bankenpaket 2021

Provisionsverbot in 
der Wertpapier-
beratung2.2

Chronologie: Zuwendungen / Debatte um ein Zuwendungsverbot

EU-KOM
veröffentlicht eigene  

Studie zu  
Zuwendungen,  

Geeignetheit und  
Offenlegung: Keine  
Empfehlung eines  
Provisionsverbots,  

aber
Verharmlosung
seiner Folgen

Provisionsverbot 
weiter im Gespräch. 
Alternativen („Value 
for money“-Konzept 

bzw. Verschärfungen
im beratungsfreien  

Geschäft) werden 
ebenfalls diskutiert.

Deutschland,  
Frankreich, Italien und  

Spanien stellen ihre  
Zuwendungsstudien  

(KPMG)vor

August 2022… 20. Oktober  
2022

Ende
September

2022
November 2021Anfang 2020

Kurz vor  
Inkrafttreten  

MiFID I (2014)

Provisionsverbot
verhindert

Änderungs-
antrag mehrerer 

MdEPs (S&D, 
Grüne) für 

Provisions-
verbot durch die 

„Hintertür“ im 
Rahmen der 

MiFIR-Reform. 

Presseerklärung  DSGV 
Warnung vor  Folgen 

eines  
Provisionsverbots

Q1 2023

Q12023:
Vorschlag der  

EU-KOM zu 
Kleinanleger-
strategie (RIS) 
– könnte ein 
Provisions-

verbot 
enthalten

Erneute 
Diskussionen

zum 
Zuwendungs-

verbot (mehrere  
Konsultationen  
werfen explizit  

Frage Verbot auf)

Vorschlag EU-KOM 
einer MiFIR-Reform 
(Marktinfrastruktur-

themen), unter 
anderem Payment for
Order Flows (PFOFs)



Landrätetagung in Brüssel

35

Deutsche KPMG-Studie:
• Durchschnittlicher Retail-Kunde kann nur Kleinbeträge in Wertpapieren 

anlegen (> 50% aller Einmalanlagen  weisen Beträge unter 5.000 € auf; > 
50% der Wertpapiersparpläne mit unter 100 EUR/Monat bespart).

• Honorarberatung (mit durchschnittlichen Stundensätzen von 180 EUR) 
rechnet sich nicht für diese  Anleger („Break Even“ zwischen Provisions-
und Honorarberatung bei Anlagebetrag von ca. 25.000 EUR).

• Mehrheit der Anleger (74%) nicht bereit, für Beratung zu zahlen (nur 0,3% 
würden 180 EUR zahlen).

• Im Falle eines Provisionsverbots droht daher eine Beratungslücke für
Kleinanleger.

• Dies zeigen u. a. Erfahrungen aus UK und NL – Schere zwischen Kleinanlegern 
und vermögenden Anlegern  geht in beiden Ländern stetig weiter auseinander.

Kantar-Studie der EU-KOM:
• Anfang August 2022 hat die EU-Kommission eine Studie veröffentlicht, die 

sich u. a. mit dem Thema Zuwendungen und provisionsbasierter Beratung 
beschäftigt.

• Der – gerade für Kleinanleger – so wichtige Aspekt des Erhalts einer 
bezahlbaren Beratung wird nur unzureichend in der Studie behandelt. 

• Das sehr positive Bild von Märkten mit Provisionsverbot (UK und NL) in der 
Studie entspricht nicht der Realität.

• Wesentliche Ergebnisse

Studien zur 
Provisionsberatung

Nachhaltige 
Finanzierung2.3

Nachhaltigkeit

Nachhaltige Finanzierung –
Institute vor großen Aufgaben und Chancen.

gkeitgkeitgkeitgkeitgkgkkeitgkeitkgkkeitgkeitgkeitgkeitggkkgkeitgkeitggkgkeitgkeiteitgkeikeitgkgggkkgkeitikkkeie tgkgg

• Aktionsplan 2018 (Taxonomie, 
GreenBonds, Klimabenchmarks)

• MIFID II
• Disclosure-Verordnung
• Berücksichtigung ESG in 

Aufsichtsvorschriften

Erderwärmung auf
deutlich unter 2 °C, 
möglichst 1,5 °C 
begrenzen!

17 Ziele der UN-Agenda 
2030 für nachhaltige 
Entwicklung

• Sustainable-Finance-Beirats 
• Emission von grünen/ nachhaltigen 

Bundesanleihen 

G20

Bundesbank und BaFin sind Gründungsmitglieder des 
„Network for Greening the Financial System“
• Klimarisiken bedingen Risiken für Finanzsystem
• Grünes Finanzsystem fördern
• Szenarioanalyse mit zentralen Vorgaben

• Transparenz in der 
Klimaberichtserstattung

• Einheitliche Angaben zu 
klimabezogenen Finanzrisiken 

-Firmenkunden

• Steigende Rechenschaftspflicht von 
Unternehmen/Institutionellen Anlegern ggü. 
eigenen Stakeholdern

• Nicht nachhaltige Institute verlieren 
Geschäftsanteile

-Privatkunden

• Kritische Nachfragen nehmen zu
• Viele Kunden wollen nicht nur nachhaltige Fonds 

sondern nachhaltige Passivprodukte, Institute etc. 

Sparkassen nutzen die sich bietenden Chancen!

• Bedienung der Nachfrage nach nachhaltigen 
Anlagen und Krediten

• Implementieren Nachhaltigkeit in der 
Strategie und im Risikomanagement

• Umsetzung der Nachhaltigkeitsregulatorik

• div. Mandate mit CRD V/CRR II (u.a. zu Green 
Suporting Faktor)

• Guidelines on loan origination an monitoring„ 
- Berücksichtigung von ESG im 
Risikomanagement (ab 2020)

Entwicklung einer Sustainable-
Finance-Strategie (2019)

Viele Verordnung und Richtlinien mit direkter Auswirkung auf die 
Sparkassen!

Beschluss der Bundesregierung zur 
Umsetzung UN-Agenda 2030 für nach-
haltige Entwicklung (2017)

Verwaltungsrat

Politischer Wandel

• Nachhaltigkeit wird für viele Städte und 
Landkreise immer wichtiger – politisches 
Handeln wird zunehmend danach 
ausgerichtet

• Viele Kommunen unterzeichnen 
Nachhaltigkeitserklärung (17 UN-Ziele)

Nachaltigkeits-
agenturen

• Analysieren die Aktiva (Depot A und 
Kreditgeschäft) von Instituten

• Geben Privatkunden, institutionellen Anlegern 
(Kirchen, Stiftungen etc.) Informationen über 
Mittelverwendung

• Können Institute auch direkt  beurteilen (Kauf von 
Klimazertifikaten etc.)

• Verifizieren die nachhaltigen Produkte

Merkblatt im Dez. 2019 veröffentlicht
• BaFin will Vorreiterrolle in Europa übernehmen
• Fitness-Check zu ESG in den Instituten
• Klimafolgen ins Risikomanagement
• Säule 3 Anforderungen
• Neue Prüfprozesse?

Weltgrößte Initiative für verantwortungsvolle 
Unternehmensführung
• 13.000 Unternehmen und Organisationen aus 

Zivilgesellschaft, Politik und Wissenschaft in 161 
Ländern

• Vision einer inklusiven und nachhaltigen 
Weltwirtschaft zum Nutzen aller Menschen

NGOs

• Fridays for Future, Finanzwende.de und 
co. Hinterfragen zunehmend kritisch die 
Geschäftspolitik von Sparkassen und 
Landesbanken

• Im Fokus: Depot A, Kreditgeschäft und 
Innenbetrieb (Diversity, CO2-Fußabdruck)

Refi-Kriterium

• Positionierung bei Nachhaltigkeit hat 
zunehmenden Einfluss auf 
Refinanzierungsmöglichkeiten und 
Konditionen
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EU-Aktionsplan 
„Finanzierung 
nachhaltigen 
Wachstums“

Schwerpunkte und Ziele 
des EU-Aktionsplans vom 
8. März 2018

• Taxonomie-Verordnung = Rahmenwerk 
zur Klassifizierung von 
Wirtschaftsaktivitäten

• EU Green Bond Standard (EU GBS)

Taxonomie 
& Standards

Offen-
legung

Finanz-
markt-

regulierung

Pruden-
tielle

Regulier-
ung

• Verordnung über 
nachhaltigkeitsbezogene 
Offenlegungspflichten (SFDR)

• Erweiterung der Benchmark-
Verordnung um CO2-Benchmarks 

• Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD)

• DA zu Art. 8 der Taxonomie-Verordung
(Green Asset Ratio)

• EBA Action Plan – Säule 1 („Green 
Supporting Factor“), Säule 2 
(Integration von ESG-Risiken ins 
Risikomanagement, SREP) und Säule 3 
Offenlegung von ESG-Risiken

Kapitalflüsse in 
nachhaltige 

Investitionen 
lenken

Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeit 

im Risiko-
management

Transparenz 
fördern

Der europäische 
Grüne Deal. Kommission von der Leyen ist mit dem Ziel angetreten, dass Europa 

zum ersten klimaneutralen Kontinent wird.

Mittel zum Zweck ist der am 11. Dezember 2019 vorgelegte 
europäische Green Deal, der eine Vielzahl transformativer Maßnahmen 
bündelt. 

Dazu zählen:

• EU-Klimagesetz – Rechtsverbindlichkeit der Klimaneutraliät bis 
2050

• Anhebung der EU-Klimaziele bis 2030 auf mindestens 55%

• EU-Klimapakt

• Überarbeitung der EU-Energiesteuerrichtlinie

• Einführung eines CO2-Grenzausgleichssystems

• Neue Strategie für ein nachhaltiges Finanzwesen

Die EU steigert Klima-
Ambitionen für 2030 und 
2050.

Finanzgruppe

Neue Strategie für 
ein nachhaltiges 
Finanzwesen.

EU läutet am 6. Juli 2021 
nächste Phase ihrer 
Agenda für ein 
nachhaltiges 
Finanzwesen ein.

Finanzierung des Übergangs zur 
Nachhaltigkeit: 

Instrumente und Konzepte, die es 
Unternehmen und Investoren ermöglichen, 
die „Übergangspläne“ zur Erreichung ihrer 

Klima- und allgemeinen Umweltziele zu 
finanzieren.

Einbindung aller – inklusiver Rahmen für 
nachhaltige Finanzen:

Möglichkeiten für Einzelpersonen und KMUs 
einen besseren Zugang zu nachhaltiger 

Finanzierung zu erhalten
z.B. durch Standards für grüne Konsum- und 

Wohnkredite

Die Doppelrolle der Banken 
weiterentwickeln – Widerstandsfähigkeit & 

Beitrag des Finanzsektors:
Banken müssen selbst „grüner“ und resilient

werden sowie mehr Kapital in nachhaltige 
Finanzierungen lenken

z.B. ESG-Reporting, Risikomanagement, 
Anpassung des Aufsichtsrechts.

Die globale Zusammenarbeit vertiefen:
Förderung internationaler Zusammenarbeit 

für eine ambitionierte globale Agenda für 
nachhaltige Finanzen 

z.B. im Rahmen des Financial Stability Board 
(FSB) oder der International Platform for

Sustainable Finance (IPSF)

Vier 
wesentliche 

Aktionsfelder
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• Corporate Sustainability Reporting Directive (CS3D) – auch 
bekannt als EU-Lieferkettengesetz

Worum geht‘s? Einführung von Sorgfaltspflichten im Bereich 
Nachhaltigkeit (Menschenrechte und Umwelt) entlang der 
Wertschöpfungskette von Unternehmen

Stand: Positionsfindung in Rat und EP

• European Green Bond Standard (EU GBS)

Worum geht‘s? Schaffung eines einheitlichen Standards für ökologisch 
nachhaltige Anleihen

Stand: Trilogverhandlungen laufen

• Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)

Worum geht‘s? Überarbeitung und Ausweitung der RL über die nicht-
finanzielle Berichterstattung (Non-financial reporting directive, NFRD)

Stand: Bestätigung des Trilogs steht noch aus

• Entwaldungsverordnung

Worum geht‘s? Eindämmung der Entwaldung und Waldschädigung

Stand: Trilogverhandlungen laufen

Aktuelle Dossiers.

Nachhaltige 
Finanzierung.

Bankenunion2.4
Aktueller Stand:
• Verhandlungen der Eurogruppe zu einem Arbeitsplan zur 

Vollendung der Bankenunion gescheitert (Juni 2022). 

Nur eines der vier Themenfelder wird in dieser Legislatur 
weiterverfolgt:

1. Überarbeitung des Rahmenwerkes zum Krisenmanagement 
für Banken und zur Einlagensicherung (CMDI Review) 

2. Verordnung für ein europäisches Einlagenversicherungssystem 
(EDIS)

3. Integration des Finanzbinnenmarktes (Förderung 
grenzüberschreitender Fusionen / Intensivierung 
Finanzbinnenmarkt) 

4. Risikoreduzierung im Bankensektor (Regulatorische Behandlung 
von Forderungen an Staaten, Reduktion von notleidenden 
Krediten).

Bankenunion
Positionen der 
Bundesregierung:

• Risikoreduzierung als notwendige 
Voraussetzung für Vertiefungen der 
Bankenunion: Reduzierung des 
Staaten-Banken-Nexus sowie die 
Stärkung der Abwicklungsregime. 

• Dann: Möglichkeit eines EU 
Rückversicherungssystems der 
nationalen Einlagensicherungen.

• Dabei: Explizites Bekenntnis zum 
Erhalt der Institutssicherung der 
Sparkassen und Volksbanken sowie 
Vermeidung einer Zusatzbelastung 
für kleine und mittlere Banken.

• Neben Italien sehr kritisch gegenüber 
dem Arbeitsplan zur Vollendung der 
Bankenunion
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Positionen DSGV:
• Zentral: Statement der Finanzminister Juni 2022:  

Funktionsfähigkeit von Institutssicherungssystemen (IPS) zur 
Durchführung präventiver Maßnahmen ist zu erhalten.  

• Sehr kritisch: KOM sieht Interpretationsspielraum: 

• Verpflichtender Least Cost Test als Voraussetzung für 
Anwendung präventiver Maßnahmen. 

IPS-Maßnahmen empfindlich erschwert, bis unmöglich.

• Änderung der Gläubigerhierarchie mit Ziel allen Einlegern im Fall 
der Abwicklung gleichen Rang einzuräumen. 

Schwächung der Finanzkraft und Glaubwürdigkeit nationaler 
Einlagensicherungssysteme.

• Ausweitung des Abwicklungsmechanismus auf Institute ohne 
Systemrelevanz. 

Kleine und mittlere Institute konfrontiert mit ungerechtfertigten 
finanziellen und bürokratischen Belastungen. 

• Abwicklungsrichtlinie (BRRD)

• Verordnung für den Einheitlichen             
Abwicklungsmechanismus (SRMR) 

• Einlagensicherungsrichtline (DGSD)

Vorlage von legislativ Vorschlägen 
voraussichtlich Q1 2023 

Ambitioniertes Ziel: Abschluss 
Ordentliches Gesetzgebungsverfahren bis 
Ende Legislatur (Q1 2024)

CMDI – Review:

Überarbeitung des 
Rahmenwerks zum 
Krisenmanagement für 
Banken und der 
Einlagensicherung

Finanzgruppe
Deutscher Sparkassen- und Giroverband

Vielen Dank.
Georg J. Huber
Leiter EU-Repräsentanz
DSGV Brüssel
Avenue des Nerviens 9-31, Bte 3
B-1040 Bruxelles

Telefonnummer: +32 (0) 274016-12
E-Mail: Georg.Huber@dsgv.de
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Der Landkreis Fürstenfeldbruck geht bei der Förde-
rung von alternativen Fortbewegungsformen zum pri-
vaten Kraftfahrzeug neue Wege. Als Aufgabenträger
des klassischen straßengebundenen öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) entsprechend Artikel 8
 BayÖPNVG sind die Verantwortlichen davon über-
zeugt: Nachhaltige Verkehrsverhaltensweisen können
nur durch die Bereitstellung eines nutzerfreundlichen
Gesamtpakets an umweltfreundlichen Mobilitätsange-
boten erreicht werden. Die in einem solchen Paket be-
inhalteten Angebote gehen über den klassischen
ÖPNV aus Bus und Bahn hinaus und umfassen auch
flexiblere, kleinteiligere Mobilitätslösungen. Der Kreis
setzt in diesem Zusammenhang schon seit langem auf

Bedarfsverkehre (On-Demand) und plant die Vernet-
zung des ÖPNV mit geteilten Verkehrsformen an so-
genannten Mobilitätspunkten. 

24/7 öffentliches Verkehrsangebot durch Bedarfsver-
kehre

Bedarfsverkehre (heute vielerorts als On-Demand dis-
kutiert) ergänzen das ÖPNV-Busangebot zu schwä-
cheren Auslastungszeiten, also insbesondere nachts
und an Wochenenden oder Feiertagen. Mithilfe dieses
Konzepts betreibt der Landkreis sein öffentliches Ver-
kehrsangebot unter dem Namen MVV-RufTaxi erfolg-
reich rund um die Uhr. 

Passgenaue Mobilität
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Immer flexibel und umweltfreundlich unterwegs:
Vernetztes öffentliches Mobilitätsangebot im

Landkreis Fürstenfeldbruck

Der Landkreis Fürstenfeldbruck verfolgt seit Ende 2018 ein in dieser Form bundesweit bisher einmaliges Vorhaben: den Auf-
bau eines kreisweit zusammenhängenden Netzes von 67 Mobilitätsstationen („Mobilitätspunkte“) in zehn beteiligten Kom-
munen. An den Stationen werden ein öffentliches Fahrrad- und Lastenpedelec-Verleihsystem sowie zahlreiche Einrichtungen
für den Individualradverkehr aufgebaut. Verknüpft werden diese Angebote mit dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)
aus Bahn, Bus und RufTaxi sowie mit Car- und E-Scooter-Sharing. Dadurch entsteht ein noch attraktiveres Angebot an un-
tereinander vernetzten umweltfreundlichen Mobilitätslösungen, das allen Mitbürgerinnen und Mitbürgern als Alternative
zum eigenen Auto zur Verfügung steht.           (Foto: LRA FFB; Grafik: Reisserdesign / PLANSTAND, MVG Rad (2021))
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Die Anfänge des Angebots reichen mehr als 20 Jahre
zurück. Schon Mitte der 1990er Jahre wurde nach
 einer tragfähigen Lösung für Abend- und Wochenend-
angebote im ÖPNV gesucht. Zug um Zug wurde das
Projekt „Bei Anruf: Sammel-Taxi“ entwickelt. Es kam
immer dann zum Einsatz, wenn die Busse Betriebs-
pause hatten. Ab 1998 wurden fünf räumlich getrenn-
te Systeme in Betrieb genommen. Das Modell war so
erfolgreich, dass es im Jahr 2000 mit dem Bayerischen
Nahverkehrspreis ausgezeichnet wurde. Nächstes Ziel
waren die Vereinheitlichung dieser fünf Bedarfsverkeh-
re unter einer Bestellmöglichkeit und die Integration
in den Münchner Verkehrs- und Tarifverbund
(MVV). Dies wurde 2015 mit dem MVV-RufTaxi
und seinen sieben, den gesamten Landkreis Fürsten-
feldbruck und einige angrenzende Bereiche abdecken-
den Linien erreicht. 

Seit 2019 können die Fahrten nicht nur telefonisch,
sondern auch bequem über die MVV-App gebucht
werden. Im Hintergrund plant und generiert ein
 Algorithmus die jeweiligen RufTaxi-Fahrten. Dabei
werden einzelne Fahrtwünsche und -buchungen per
Ridepooling gebündelt. Zu- und Aussteigen ist an
 allen über 400 Bushaltestellen im Landkreis und zu-
sätzlich an einzelnen reinen RufTaxi-Haltepunkten
möglich. Die Anbindung der einzelnen Stationen er-
folgt fahrplanorientiert. Allein 2019 nutzten 107.988
Fahrgäste im Landkreis Fürstenfeldbruck das RufTaxi-
System.

Mobilitätspunkte als Knotenpunkte öffentlicher
und geteilter Mobilitätsangebote

Mobilitätspunkte (auch: Mobilitätsstationen) sind
Knotenpunkte, an denen mehrere Verkehrsmittel des
Umweltverbundes angeboten werden. Zum Umwelt-
verbund gehören Verkehrsmittel, die eine klima-
freundliche Alternative zu eigenen Kraftfahrzeugen
darstellen. Dazu zählen neben dem ÖPNV neue
 Mobilitätsformen wie Car- und Bikesharing sowie Las-
tenradsharing (geteiltes Auto, Rad und Lastenrad)
 sowie das eigene Fahrrad.

Wie klassische Haltestellen des ÖPNV dienen Mobi-
litätspunkte dem Ein- und Ausstieg beziehungsweise
der Ausleihe und Rückgabe von geteilten Fahrzeugen
sowie dem sicheren Abstellen eigener Räder. Durch
 eine enge räumliche Zusammenfassung der Stations-
angebote bestehen attraktive Umsteigemöglichkeiten.

Mehrwert von Mobilitätspunkten im Vergleich zum
klassischen ÖPNV

Im Vergleich zu herkömmlichen ÖPNV-Stationen bie-
tet das erweiterte Spektrum von Verkehrsmitteln an
Mobilitätspunkten mehr Flexibilität und Komfort:

• Sharing-Dienste sind je nach individuellen Bedürf-
nissen und dem Verwendungszweck jederzeit rund
um die Uhr buchbar.

(Foto: LRA FFB / W.Weiss) (Foto: LRA FFB / W.Weiss)



• Abfahrtzeiten und Fahrtrouten können frei, völlig
unabhängig von Fahrplänen gewählt werden.

• Car- oder Lastenradsharing ermöglichen Aktivitäten,
die mit Bus, Bahn oder Rad nur schwer zu bewälti-
gen sind, sei es der Großeinkauf, der Baumarktbe-
such oder die Fahrt zum Wertstoffhof.

• Moderne Infrastruktureinrichtungen für den Indivi-
dualradverkehr ermöglichen eine bessere Zugäng-
lichkeit öffentlicher Mobilitätsangebote für Radfah-
rer. 

Potential für flexible Ergänzungen des ÖPNV im
Landkreis Fürstenfeldbruck

Trotz umfangreicher Angebotsausweitungen im klassi-
schen ÖPNV und gleichzeitig deutlich steigenden
Fahrgastzahlen nehmen die Belastungen durch den
privaten Kraftfahrzeugverkehr im Landkreis Fürsten-
feldbruck stetig zu.

Dank kontinuierlicher Angebotsausweitungen konnte
die Anzahl der Fahrgäste bei Bus und RufTaxi in den
Jahren 2009 bis 2019 um 51,5 Prozent vergrößert
werden. Im gleichen Zeitraum nahm aber auch der
Pkw-Bestand im Kreisgebiet um knapp 19 Prozent zu.
Dieser Anstieg ist nur zu einem Teil auf die gewachse-
ne Bevölkerungszahl zurückzuführen. Je 1.000 Ein-
wohner vergrößerte sich der Pkw-Bestand im genann-
ten Zehnjahreszeitraum um knapp 10 Prozent.

Aufgrund dieser Entwicklung treten gerade im Berufs-
verkehr Überlastungen auf. Insbesondere die Haupt-
verkehrsstraßen von und nach München sind sehr
stauanfällig. Der öffentliche Raum wird stark durch
abgestellte Pkw in Anspruch genommen, insbesondere
in Ortszentren und um Bahnhöfe. Selbst wenn längere
Strecken zum Teil mit S- oder Regionalbahn zurück-
gelegt werden, kommt bei der Fahrt zum Bahnhof
häufig das eigene Auto zum Einsatz.

Neben dem hierdurch induzierten Flächenverbrauch
sind Bürgerinnen und Bürger Lärm und Abgasen aus-
gesetzt. Im Hinblick auf den Klimaschutz stellt diese
Entwicklung eine wesentliche Herausforderung dar.
Treibhausgase aus dem Straßenverkehr tragen ent-
scheidend zu den Emissionen im Landkreis bei. Der
für das Referenzjahr 2015 der CO2-Bilanz errechnete
Anteil des Verkehrs an den kreisweiten Kohlendioxid-
emissionen beträgt knapp 40 Prozent. 

Da das eigene Auto nachfrageseitig vor allem aus
Gründen der Flexibilität, Individualität und Bequem-

lichkeit genutzt wird und in diesen Feldern die Ergän-
zung des ÖPNV durch geteilte Angebote einen Mehr-
wert darstellt, spielt die Bereitstellung solcher Angebo-
te als Lösungsansatz eine maßgebliche Rolle. Nach den
betreffenden Mobilitätsangeboten besteht im Land-
kreis Fürstenfeldbruck ein signifikantes Nachfrage -
potential, wie eine repräsentative Bürgerbefragung von
2018 im Rahmen der Fortschreibung des Nahver-
kehrsplans verdeutlicht. Auf die Frage, welche zusätz-
lichen Mobilitätsangebote gewünscht werden, wurde
am häufigsten genannt ein Bikesharing-Angebot
(durch 38,6 Prozent der 1.115 Befragten, Mehrfach-
nennungen möglich). Darauf folgten E-Bikesharing
(37,0 Prozent), E-Carsharing (33,6 Prozent), konven-
tionelles Carsharing (29,1 Prozent) und E-Scootersha-
ring (24,8 Prozent).

Koordinations- und Förderprojekt zum Aufbau von
Mobilitätspunkten

Entsprechend der Maßgaben, ein zusammenhängen-
des Stationsangebot einzurichten, das ÖPNV und ge-
teilte Mobilitätsformen verknüpft, Insellösungen in-
nerhalb des Landkreises verhindert und über die Gren-
zen des Kreises eine Kompatibilität mit anderen
Strukturen in der Region München aufweist, wurde
Ende 2018 ein Koordinationsprojekt ins Leben geru-
fen.

Im Sinne eines einheitlichen Systems werden bei dem
Projekt einige originär bei den kreisangehörigen Kom-
munen angesiedelte Zuständigkeiten bei der Kreisver-
waltung konzentriert, auch wenn die hoheitliche Ent-
scheidungsbefugnis weiterhin bei den Städten und Ge-
meinden liegt.

Der Landkreis übernimmt anfallende Planungs-, Öf-
fentlichkeitsarbeits- und Evaluationsarbeiten sowie
Vergabeverfahren und die Beantragung von Förder-
mitteln. Entscheidungen über die letztendliche Um-
setzung sowie die Finanzierung der Infrastruktur und
die Bereitstellung von Grundstücken liegen im Zu-
ständigkeitsbereich der Städte und Gemeinden.

Das Stationskonzept sieht ein einheitliches, je nach
Standort modular abgestuftes Mobilitätsstationsnetz
vor, das sich in folgende Planungskategorien unterglie-
dert:

• Mobilitätspunkt L

Liegt an bestehenden ÖPNV-Haltestellen und ver-
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knüpft diese mit Car- und Bikesharing sowie Infra-
struktur für Privatfahrräder.

• Mobilitätspunkt S

Liegt an bestehenden ÖPNV-Haltestellen und ver-
knüpft diese mit Bikesharing und Infrastruktur für
Privatfahrräder.

• Radpunkt

Besteht an einzelnen Standorten, an denen die Ein-
richtung einer ÖPNV-Haltestelle nicht möglich ist,
aufgrund der Lage aber eine Zubringer-Station zum
ÖPNV per Bikesharing sinnvoll ist. Ergänzend zum
Leihrad existiert Infrastruktur für Privatfahrräder.

An Stationen der Kategorien L und S mit dichter
Wohnbebauung im fußläufigen Einzugsbereich ist zu-
sätzlich die Einrichtung eines innovativen E-Lasten-
radsharing-Angebotes geplant.

Das Bikesharing-Sys-
tem soll stationsbasiert
betrieben werden. Das
heißt, dass darin bein-
haltete Leihräder belie-
big an einer Station
entliehen und an einer
anderen wieder zurück-
gegeben werden kön-
nen. Bei Car- und E-
Lastenradsharing erfol-
gen Buchungen hin-
gegen standortbasiert.
Das bedeutet, dass
Fahrzeuge in diesen
Systemen immer an
ein- und derselben Sta-
tion entliehen und wie-
der zurückgegeben wer-
den. 

Die Wiedererkennbar-
keit innerhalb des Stati-
onsnetzes und die Ori-
entierung vor Ort ge-
währleistet an jeder
Station eine einheitli-
che Informationsstele.

Die Gestaltung der Stele sowie die digitalen Hinter-
grundsysteme, über die die Stationsangebote beaus-
kunftet und gebucht werden, sind im MVV abge-
stimmt.

Die stufenweise Einrichtung von insgesamt 67 Mobi-
litäts- und Radpunkten in zehn beteiligten Landkreis-
kommunen ist, unterstützt durch eine Förderung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz,
für die Jahre 2023 und 2024 vorgesehen.

Somit wird den Bürgerinnen und Bürgern, den Besu-
cherinnen und Besuchern des Landkreises Fürstenfeld-
bruck in den Folgejahren durch das Zusammenspiel
von Bus und Bahn, RufTaxi und den geteilten Mobi-
litätsformen und Infrastruktureinrichtungen an den
Mobilitätspunkten ein vollumfängliches, noch attrak-
tiveres Alternativangebot zum privaten Pkw zur Verfü-
gung stehen.

(LRA Fürstenfeldbruck)

Mit 55 Buslinien im MVV gibt es im gesamten Landkreis Fürstenfeldbruck ein dichtes, gut ge-
taktetes Busnetz. Ergänzt wird das Angebot mit einem flexiblen On-Demand-Service mit sieben
MVV-RufTaxi-Linien, die immer dann fahren, wenn ExpressBus, TangentialBus oder Regio-
nalBus keine Betriebszeit haben, also abends, nachts und an Sonn- und Feiertagen. Bus und
RufTaxi zusammen ermöglichen so an sieben Tagen die Woche, rund um die Uhr, eine flächen-
deckende ÖPNV-Versorgung.                                                      (Foto: LRA FFB / W.Weiss)



Der On-Demand-Dienst „KEXI“ (Kelheim Express
Individuell) treibt den wetterfesten und dynamischen
Einsatz autonomer Fahrzeuge im ÖPNV voran. Das
Bundesministerium für Digitales und Verkehr
(BMDV) fördert das Projekt mit einer Laufzeit bis
 Ende 2023 mit 10,5 Millionen Euro.

Im Landkreis Kelheim nördlich von München können
Fahrgäste seit Mitte September erstmals autonome
On-Demand-Fahrzeuge in einer gemischten Flotte als
Teil des öffentlichen Nahverkehrs buchen. Das Projekt
KelRide geht damit in seine zweite Phase. Es ist eines
der größeren ÖPNV-Projekte in Deutschland, bei
dem autonome und konventionelle Fahrzeuge gepaart
werden. Ziel des Projekts ist es, einen Betrieb der
 autonomen Fahrzeuge unter allen Wetterbedingungen
zu ermöglichen.

Nach dem Start des öffentlichen On-Demand-Diens-
tes KEXI im vergangenen Sommer ermöglicht es die
zweite Phase den KEXI-Kunden, über die KEXI-
 Mobil-App eine Fahrt mit einem der beiden autono-
men Elektrofahrzeuge EZ10 zu buchen. Ein eigens für
den Betrieb errichteter Hub für autonome Fahrzeuge
bietet Platz für fünf Shuttles, da die Flotte im Rahmen
des Projektvorhabens im Jahr 2023 erweitert werden
soll.

Der autonome Service wird von Montag bis Freitag
von 09:00 bis 16:00 Uhr im Donaupark, in der Alt-
stadt und am Pflegerspitz-Parkplatz angeboten. Der
Service soll die Altstadt von Kelheim mit dem Gewer-
begebiet „Donaupark“ verbinden und ein Straßennetz
von fast 14 km Länge bedienen. Die Fahrzeuge werden
mit einer Höchstgeschwindigkeit von 20 km/h fahren
und einen Sicherheitsoperator an Bord haben, der je-
derzeit per Tablet eingreifen kann. Die Fahrten in den
autonomen Fahrzeugen werden kostenlos sein. 

Das Interesse an der Nutzung von autonomen öffent-
lichen Verkehrsmitteln wächst in Deutschland weiter.
Mitte letzten Jahres wurde der Rechtsrahmen für au-
tonomes Fahren geschaffen, außerdem sind einige der
etabliertesten Ökosysteme der Branche in Europa in
der Region zu Hause. Das Projekt KelRide ist eine der
wenigen Initiativen dieser Größenordnung mit einer

Reihe an Partnern, darunter das Unternehmen für
 autonome Fahrzeugtechnologie EasyMile, der Land-
kreis Kelheim, der TransitTech-Softwareanbieter Via,
die Unternehmensberatung P3 Group, der TÜV
Rheinland und die Technische Universität Berlin. 

Bisherige autonome Dienste in Deutschland werden
oft auf einer festen Route betrieben, wohingegen es die
innovative Technologie des KEXI-Service möglich
macht, autonome Fahrzeuge dynamisch in Echtzeit zu
routen. Zudem schränken ungünstige Wetterbedin-
gungen wie starker Schneefall, Regen oder Nebel fah-
rerlose Mobilitätslösungen bislang noch ein. Auch die-
ser Herausforderung für das autonome Fahren widmet
sich KelRide: Unter Einsatz bestehender Sensortech-
nologie und Fahrzeugsteuerungssoftware sowie eines
intelligenten Flottenmanagements soll eine Allwetter-
tauglichkeit bei typischen mitteleuropäischen Wetter-
bedingungen erreicht werden. Dieser Start ist der erste
von zwei Schritten zur Einführung „wetterfester“
 autonomer Fahrzeuge bis zum Sommer 2023.

So treibt KelRide die hochtechnologische Integration
zwischen einzelnen Softwarelösungen voran, um Be-
trieb autonomer Fahrzeuge, Buchung, Routenplanung
und Zuweisung von Fahrgästen und Fahrzeugen zu er-
möglichen und so nahtlose intermodale Verbindungen
zu schaffen. 

Der Landkreis Kelheim unterstützt die Entwicklung
und Umsetzung des Projekts in Verbindung mit den
lokalen Zielen für die Region, einschließlich der Op-
timierung des öffentlichen Nahverkehrs. Dies bedeutet
die Einführung neuer und attraktiver Verkehrsangebo-
te, die die Nutzung von privaten PKW reduzieren und
den Zugang zum öffentlichen Verkehr erweitern.

Die Umsetzung liegt unter anderem in den Händen
der Unternehmensberatung P3 automotive, die ihre
Kompetenzen in den Bereichen Projekt- und Produkt-
management sowie Kostenanalyse einsetzt, um einen
termingerechten Ablauf und nachhaltigen Projekter-
folg zu gewährleisten. Die Expertise von P3 hilft auch
bei der Berechnung des Business Cases sowie bei der
Entwicklung der Blaupause für andere Kommunen.
Nicht zuletzt bereitet P3 den Skalierungsprozess der
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KelRide-Idee über das ursprüngliche Kelheimer Ver-
sorgungsgebiet hinaus vor. „Als einer der Gründerväter
der KelRide-Produktvision freuen wir uns, dass unser
Produkt wächst und Schritt für Schritt Realität wird.
Als Projektleiter sind wir glücklich darüber, jetzt einen
Meilenstein in Bezug auf Zeit, Budget und Umfang zu
erreichen. Wir freuen uns über den Start der gemisch-
ten Flotte und haben die Ziellinie fest im Blick“, sagt
Marco Dargel, Partner für den Bereich Autonomes
Fahren bei P3.

Beteiligt ist auch das Fachgebiet Verkehrssystempla-
nung und Verkehrstelematik der Technischen Univer-
sität Berlin. Mit der ereignisbasierten Verkehrssimula-
tionssoftware MATSim (Multi-Agent Transport Simu-
lation) wird das Mobilitätsverhalten im Landkreis
Kelheim simuliert und mit Hilfe von Modellen die
Auswirkungen des autonomen Dienstes untersucht. So
kann die zukünftige Nachfrage nach den autonomen
Shuttles in verschiedenen Bedienungsgebieten abge-
schätzt werden.

Die Software von Via optimiert die Buchung von ge-
teilten Fahrten, das Routing, die Zuweisung von Fahr-
gästen und Fahrzeugen, das Kundenerlebnis und das
Flottenmanagement. Via’s Software ermöglicht auch
intermodale Fahrten, so dass Fahrgäste mehrere Ver-
kehrsmittel im gesamten ÖPNV-Netz in Kelheim und
darüber hinaus angezeigt bekommen – und buchen
können. Via verfügt über umfangreiche Erfahrungen
beim weltweiten Einsatz der Technologieplattform zur
Integration autonomer Fahrzeuge in öffentliche On-
Demand-Verkehrsnetze. „Wir freuen uns, gemeinsam

mit unseren Partnern dieses einzigartige und innovati-
ve Projekt in Deutschland auf der Technologieplatt-
form von Via umzusetzen. Es ist ein Leuchtturm für
andere Kommunen und führt flexible und effiziente
autonome Lösungen als die neue Generation von
ÖPNV-Angeboten ein“, sagt Jan Luedtke, Via's Ge-
schäftsführer Deutschland. „Es ist besonders für Kom-
munen im ländlichen Raum von Vorteil. Autonome
On-Demand-Lösungen im Rahmen des ÖPNV stel-
len eine große Chance dar, den Zugang zur Mobilität
radikal zu verbessern und die Anbindung zu gewähr-
leisten“, fügt er hinzu.

Um autonome Fahrzeuge im Rahmen des Projekts
KelRide zu betreiben, haben Via und EasyMile eine
technische Integration aller Schnittstellen entwickelt,
die es den Fahrgästen ermöglicht, ihre Fahrten einfach
über die mobile App von Via zu buchen. Der Techno-
logieanbieter und Konsortialführer EasyMile bringt
seine EZ10-Shuttles sowie sein Fachwissen über auto-
nome Fahrplattformen in das Projekt ein. „Dies ist ein
weiterer wichtiger Meilenstein für EasyMile“, sagt
 Arwed Schmidt, Direktor Strategic Initiatives - Passen-
ger Transportation bei EasyMile. „Es macht mich stolz,
unsere Technologie im öffentlichen Einsatz zu sehen,
die effektive Mobilitätsanalysen nutzt und die in einer
gemischten und vom TÜV Rheinland zugelassenen
Flotte betrieben wird. Dies ist ein klarer Weg zur groß-
flächigen Einführung von sicherer autonomer Techno-
logie in Deutschland und weltweit.“

Schließlich erforscht und erprobt TÜV Rheinland
Methoden und Verfahren zur Prüfbarkeit des hoch-

automatisierten Systems, führt alle für die
geplante Straßenzulassung erforderlichen
Tests einschließlich Risikoanalysen der
Betriebsbereiche durch und unterstützt
die Kommunikation mit den Zulassungs-
behörden. „Da für uns das Motto Vision
Zero Programm ist, bringen wir gerne
unsere langjährige Erfahrung mit hoch-
automatisierten Systemen und die wach-
sende Kompetenz innerhalb von KI-An-
wendungen in zukunftsweisende Vorha-
ben wie das Projekt KelRide ein“, sagt
Dr.-Ing. Michael Fübi, Vorstandsvorsit-
zender der TÜV Rheinland AG.

Weitere Informationen zum Projekt Kel-
Ride sind auf der Homepage 
www.kelride.de zu finden. 

(LRA Kelheim)

Im Landkreis Kelheim können Fahrgäste ab heute erstmals autonome On-
Demand-Fahrzeuge in einer gemischten Flotte als Teil des öffentlichen Nah-
verkehrs buchen. Das Foto zeigt die Auftaktveranstaltung vom 13.09.2022.
(Foto: Lukas Sendtner/LRA Kelheim)



Von Lena Roth, forum1.5 – Transformationsplattform für
Bayreuth und Region 

Die Einführung des 9-€-Tickets für den Nah- und
Regionalverkehr, das im Sommer 52 Millionen Mal
verkauft wurde, rief den Eindruck hervor, dass öffent-
liche Verkehrsmittel von vielen Personen genutzt wer-
den möchten. Es zeigte sich, dass eine Vereinfachung
der Tarifstrukturen und Senkung des Preises die
Hemmschwelle zur Nutzung des ÖPNV erheblich
 herabsetzte. Zeitgleich wurden auch Stimmen laut, die
darauf hingewiesen haben, dass im ländlichen Raum
ein solches Ticket wenig sinnvoll ist, da die notwen -
dige Infrastruktur zur Nutzung bisher nicht besteht.
Die Herausforderungen der Mobilitätswende zeigen
sich in Städten und ländlichen Räumen auf unter-
schiedliche Art und Weise. Dennoch wird immer
 offensichtlicher, dass sich die Mobilität tiefgreifend
verändern muss, um eine nachhaltige Lebens- und
Wirtschaftsweise zu ermöglichen. Dabei können diese
gesellschaftliche Transformation und die zusammen-
hängenden  Lösungsstrategien einen mehrfachen Nut-
zen mit sich bringen. Durch eine erfolgreiche Mobili-
tätswende verändert sich einerseits der Bedarf für eine
ökologische Energiewirtschaft und andererseits kön-
nen Flächen im öffentlichen Raum mit alternativen
Nutzungsmöglichkeiten die Lebensqualität erheblich
steigern. Entscheidend ist hierbei die Partizipation der
Bürger:innen vor Ort. Durch diese Ansatzpunkte wer-
den demokratische und lokale Entscheidungskompe-
tenzen vergrößert sowie Menschen vor Ort zusam-
mengebracht, die ihre Zukunft gemeinschaftlich selbst
gestalten wollen.

Dieser Artikel möchte sich folgenden Fragen widmen:
Wie können vor Ort Strukturen aufgebaut werden,
um die Mobilitätswende als interkommunale und ge-
meinschaftliche Aufgabe zu bewältigen? Wie können
Kommunen ihre Gestaltungsmöglichkeiten ausschöp-
fen und ausweiten und selbst zum Motor der nötigen
gesellschaftlichen Veränderungen werden? Inwiefern
können Transformationsplattformen wie das forum1.5
eine Unterstützung bei diesen Prozessen sein und die
regionale Mobilitätswende mit vorantreiben?

Das forum1.5 in Bayreuth und Oberfranken hat sich
die Aufgabe gestellt, gemeinsam mit Politik, Wissen-
schaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft den Wandel in
den Kommunen und in der Region aktiv und zu-
kunftsfähig zu gestalten. „1.5“ steht dabei für die Ein-
haltung der 1,5 Grad-Grenze des Pariser Klimaschutz-
abkommens und bringt den Anspruch, die Transfor-
mation zu einer enkeltauglichen Entwicklung vor Ort
zu gestalten, zum Ausdruck. Dabei stehen insbesonde-
re die Themenfelder Bauen & Wohnen, Ernährung &
Landwirtschaft und Mobilität im Fokus.

Herausforderungen der Mobilitätswende

Laut Umweltbundesamt (2022) ist der Verkehr der
einzige Sektor in Deutschland, der bisher keinen nen-
nenswerten Beitrag zur Reduktion der Treibhausgas-
emissionen geleistet hat. Daraus ergibt sich, dass der
Wandel zu einer klimafreundlichen Mobilität eines der
zentralen gesellschaftlichen Transformationsfelder ist.
Der bisherige Fokus auf motorisierten Individualver-
kehr als maßgebliches Verkehrsmittel verursacht im-
mer größere Herausforderungen. Das betrifft die Flä-
cheninanspruchnahme im öffentlichen Raum ebenso
wie die Lärm- und Luftverschmutzung. Auch im länd-
lichen Raum werden so zunehmend Landschaften zer-
schnitten und die Lebensqualität der Bewohner:innen
beeinflusst. Es bedarf dementsprechend eines konse-
quenten und grundsätzlichen Umdenkens im Mobili-
tätsbereich. Dabei ist die Richtung bereits seit langem
klar: massiver Ausbau des Umweltverbunds (ÖPNV,
Rad- und Fußverkehr) bei gleichzeitigem Zurückdrän-
gen des motorisierten Individualverkehrs. Der MIV,
der für bestimmte Zwecke notwendigerweise bestehen
bleibt, muss auf elektrische Antriebsformen umgestellt
werden.

Kommunen haben in der Mobilitätswende einen ge-
wissen Gestaltungsspielraum, denn sie steuern über die
Bebauungsplanung die Strukturen der Siedlungsent-
wicklung und erzeugen oder vermeiden damit Verkehr.
Ebenso kann durch das Angebot der öffentlichen Ver-
kehrsmittel und über die Verkehrsplanung die Art der
Verkehrsmittelwahl und den Umfang des Verkehrsauf-
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kommens beeinflusst werden. So können Kommunen
mit unterschiedlichen Strategien eine Wirkung auf das
Mobilitätsverhalten der Bürger:innen haben und die
kulturellen Muster des Verkehrs verändern und modi-
fizieren.

Diese beschriebenen Herausforderungen werden im
Rahmen der Transformationsplattform forum1.5 in
der Region Bayreuth und Oberfranken durch rich-
tungsweisende Impulse bearbeitet und in den öffent-
lichen Diskurs gebracht. Dabei wurden bisher unter-
schiedliche Methoden und Instrumente ausgetestet,
um die Mobilitätswende in der Region voranzutrei-
ben.

Erfahrungen der Transformationsplattform forum1.5
Bayreuth und Oberfranken zu Impulsen in der
Mobilität

Das forum1.5 ist ein Forschungsvorhaben, das seit
2017 durch das Bayerische Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz gefördert wird. Es hat
zum Ziel Forschung und Praxis zusammenzubringen,
um an der notwendigen gesellschaftlichen Nachhaltig-
keitstransformation zu arbeiten. Dabei wird zum einen
grundlegendes Wissen zum sozial-ökologischen Wan-
del dargestellt und zum anderen ein Diskussionsrah-
men über konkrete Handlungsmöglichkeiten in der
Region bereitgestellt. Das geschieht einerseits über die
halbjährlichen Veranstaltungen der Transformations-
plattform und andererseits über sogenannte Realexpe-
rimente, die in bestimmten Handlungsfeldern beglei-
tend verwirklicht werden. Im Bereich Mobilität konn-
ten so im Laufe der Zeit einige Impulse gesetzt
werden, die an dieser Stelle anhand von zwei Beispie-
len aufgezeigt werden. Dabei sind diese Aktivitäten
oftmals im Kontext der Universität Bayreuth eingebet-
tet. Diese ist (über-)regionale Arbeitgeberin und führt
damit auch zu einem hohen Verkehrsbetrieb rund um
Bayreuth.

Der erste Impuls, der durch die Transformationsplatt-
form begleitet wurde, war die Entwicklung einer
 Mobilitätsvision Bayreuth-Kulmbach (https://fo-
rum1punkt5.de/wp-content/uploads/2020/03/Mobi-
lit%C3%A4svision_final_neu.pdf ) durch ein Studie-
rendenprojekt. Dabei wurde bei der Erstellung im Jahr
2019 die Methodik der Zukunftskonferenz ange-
wandt, bei der über 50 Teilnehmende aus Politik, Ver-
waltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft mit Expertise im Bereich Mobilität zusammen-
gearbeitet haben. Gerahmt wurden die zwei

Veranstaltungen der Zukunftskonferenz mit Vorträ-
gen, deren Ziel es war, für die Dringlichkeit des The-
mas zu sensibilisieren sowie den transformativen Cha-
rakter der Mobilitätswende darzustellen. Das Ergebnis
dieser Zusammenarbeit mündete in einer ausformu-
lierten Vision, die anhand von acht Themenfeldern
(vgl. Abbildung 1) einerseits die Ziele bis 2030 und
andererseits konkrete Maßnahmenvorschläge beinhal-
tet. Zudem wurde ein interdisziplinärer Steuerungs-
kreis gegründet, der aus Akteur:innen der Universität,
Landkreisen und Stadt Bayreuth besteht. So konnte
die Multiplikationswirkung vereint und gemeinsam
die Mobilitätswende gestaltet werden.

Abbildung 1: Die Themenfelder der Mobilitätsvision Bay-
reuth-Kulmbach (eigene Darstellung)

Die Corona-Pandemie nahm der Initiative etwas die
Antriebskraft, aber dennoch konnten kontinuierlich
Veranstaltungen im Rahmen des forum1.5 organisiert
werden. Dadurch wurden Möglichkeiten geschaffen,
um den Austausch zwischen den verschiedenen Ak-
teur:innen aus den Sektoren Wissenschaft, Wirtschaft,
Politik und Zivilgesellschaft zu erhalten. Das forum1.5
war für dieses Vorgehen dahingehend geeignet, da es
die Möglichkeit bot, außerhalb der bereits kommunal
verankerten und etablierten Austauschkreise in einen
Dialog zu treten. So war es möglich, die Mobilitäts-
wende aus neuen Perspektiven zu betrachten und an-
zugehen. Dennoch gestaltete sich die Umsetzung der
Maßnahmen im Schatten der Corona-Pandemie als
herausfordernd.



Ein zweiter Impuls war das Frühjahrsforum 2022, das
als halbjährliche Tagung unter dem Motto „Bitte
 wenden! Mobilität neu denken“
(https://forum1punkt5.de/rueckblick-fruehjahrsfo-
rum-2022/) stattfand. So konnten zahlreiche
Akteur:innen aus der Region erreicht werden und sich
mit den Fragen einer tiefgreifenden Mobilitätswende
in Vorträgen und Workshops befassen. Durch die teil-
weise gemeinschaftliche Vorbereitung der Veranstal-
tung mit Vertreter:innen der Stadtverwaltung, in der
Stadtpolitik, der Universität und zivilgesellschaftlicher
Organisationen konnten praxisnahe Projekte bearbei-
tet werden. Dennoch ist an einigen Stellen offensicht-
lich geworden, dass ohne eine dauerhaft personelle
und finanzielle Stärkung die Impulse nicht weiter auf-
gegriffen und bearbeitet werden können.

lokalen und regionalen Netzwerken auch abseits der
bestehenden kommunalen Austauschformate können
die Kraft der unterschiedlichen Akteur:innen bündeln.
Kooperationen und Partizipation erhalten in der trans-
formativen Kommunalpolitik eine Schlüsselrolle, um
bestehende Pfadabhängigkeit zu überwinden und
kreative Wege zur Umsetzung der Mobilitätswende vor
Ort zu finden. Zudem erhöhen diese die Akzeptanz
von Veränderung in der Bevölkerung. Entscheidend ist
es zudem, Allianzen im städtischen und ländlichen
Raum herzustellen, um die Mobilitätswende ganzheit-
lich gestalten zu können.

Quellen:
UBA – Umweltbundesamt (2022): „Indikator: Emis-
sion von Treibhausgasen“, abrufbar unter: 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindi-
katoren/indikator-emission-von-treibhausgasen#die-
wichtigsten-fakten (Letzter Zugriff: 10.11.2022)
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Workshop zur Mobilität Frühjahrsforum 2022 
(Foto: Jens Wagner)

Kommunale Mobilitätswende als Netzwerkaufgabe

Die Erfahrungen der Transformationsplattform fo-
rum1.5 sowie die beschriebenen Herausforderungen
lassen darauf schließen, dass eine breite Zusammenar-
beit aus verschiedenen Akteur:innen auch zwischen
mehreren Kommunen ein entscheidender Faktor für
das Gelingen der Mobilitätswende ist. Dabei ist die
Etablierung eines kontinuierlichen Dialogs zwischen
den Sektoren Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und
 Zivilgesellschaft entscheidend für den nötigen Be-
wusstseinswandel im Bereich der Mobilität. Es werden
innovative Formate benötigt, um die bisherige Vorge-
hensweise zu reflektieren und auf die neuen Anforde-
rungen der Klimakrise anzupassen. Der Aufbau von

forum1.5 – Transformationsplattform 
für Bayreuth und Region
Universität Bayreuth 
Professur für Stadt- und Regionalentwicklung
Prof. Dr. Manfred Miosga

Ansprechpartnerinnen: 
Kirstin Köhler, Lena Roth, Birgit Larch 
E-Mail: stadtregion@uni-bayreuth.de
Telefon: +49 921 55-4676
Universitätsstraße 30
95447 Bayreuth

Weitere Informationen: 
Website: www.forum1punkt5.de
WiWa1.5: www.plattform.forum1punkt5.de
oder auf unseren Social-Media-Kanälen
(facebook und instagram)
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Von Tina Büdel, Landratsamt Bad Kissingen

„Wie können die Menschen aus dem Landkreis die
ÖPNV-Angebote im Landkreis Bad Kissingen leichter
nutzen?“ – Diese Frage war Ausgangspunkt einer
mehrjährigen Entwicklung bei den Verantwortlichen
aus ÖPNV und Regionalmanagement des Landkreises
Bad Kissingen. 

Die Teilnahme am Bundesmodellvorhaben „Langfris-
tige Sicherung von Versorgung und Mobilität in länd-
lichen Räumen“ (2016 bis 2018) brachte die Erkennt-
nis, dass die Bürgerinnen und Bürger die vorhandenen
ÖPNV-Angebote zu wenig kannten und deshalb we-
nig nutzten. Der Landkreis schuf daraufhin Anfang
2019 eine Projektmanagementstelle im Regionalma-
nagement. Das Projektmanagement beleuchtet und
vermarktet bestehende Angebote unter dem Aspekt
der Nutzerfreundlichkeit, setzt neue Informationsan-
gebote um und tauscht sich mit Bürgerinnen und Bür-
gern sowie Personen mit Multiplikatorfunktion aus.
Dabei wird konsequent aus Sicht der Nutzenden ge-
dacht und Alltagsbezug hergestellt, um Hemmschwel-
len bei der ÖPNV-Nutzung abzubauen. Hierfür wer-
den im ÖPNV bisher ungewohnte Marketingwege ge-
nutzt, um die 103.000 Einwohnerinnen und
Einwohner in den 26 Kommunen zu erreichen.

Mobilitätsapp „Wohin·Du·Willst“

Den Anfang machte 2019 die
Einführung der Mobilitätsapp
„Wohin·Du·Willst“ der DB
Regio AG in der Regionalversi-
on für den Landkreis Bad Kis-
singen. 

Für die Fahrgäste brachte dies
eine erhebliche Vereinfachung
bei der Suche nach Verbindun-
gen von Bus und Bahn mit
sich, ebenso wie einen schnel-
len Überblick zu den Fahrprei-
sen. Die im Landkreis fahren-
den Rufbusse werden in der
App angezeigt und können ge-

bucht werden, ebenso wie Mitfahrgelegenheiten über
eine Schnittstelle zu BlaBlaCar. Auch die verschiede-
nen Bürgerbusse sind über die App auffindbar.

Für das Marketing wurden Personas entwickelt; fiktive
Personen, die stellvertretend für eine bestimmte Ziel-
gruppe stehen. So entstand die fiktive Familie Schlau.
Die Familienmitglieder nutzen „Wohin·Du·Willst“ für
ganz unterschiedliche Zwecke, sodass sich reale App-
Nutzerinnen und -Nutzer mit ihren Bedürfnissen da-
rin wiederfinden: Rentnerin Erika verwendet die App,
um sich mit ihren Freundinnen zum Kaffee zu verab-
reden, Studentin Lisa nutzt die App, um zu ihrer Uni-
versität zu gelangen und die berufstätigen Eltern su-
chen in der App Verbindungen, um Fahrten als „El-
terntaxi“ einzusparen.

Die im Comicstil gezeichneten Figuren sind auf Post-
karten, Postern und großen Bannern für Bauzäune zu
sehen. In Absprache mit der Asyl- und Migrationsstel-
le des Landkreises wurden die Postkarten, analog zur
App, in verschiedenen Sprachen veröffentlicht, um
Neubürgerinnen und -bürgern die ÖPNV-Nutzung zu
erleichtern. Auch wurde ein Erklärvideo entwickelt,
das die Familie Schlau beim Benutzen der App zeigt.

Da das Anwenden der App nicht für alle selbstver-
ständlich ist, wurde ein Vortrag entwickelt, in dem in

Nutzerfreundlichkeit im Landkreis Bad Kissingen
im Fokus

Startseite des ÖPNV- und Mobilitätsportals www.mobil-kg.de



einer Art „Walkthrough“ die Funktionen der App
durchgespielt werden. Die Teilnehmenden installieren
die App vor Ort über das WLAN und probieren sie
mit dem eigenen vertrauten Smartphone oder Tablet
aus. 

Das Projektmanagement und die ÖPNV-Verantwort-
lichen stehen in kontinuierlichem Austausch mit den
Entwicklern von „Wohin·Du·Willst“, um Rückmel-
dungen der Bürgerinnen und Bürger einzuspielen. Die
App wird stetig weiter beworben, zum Beispiel über
Kinowerbung oder, im Sinne des Crossmarketings, in
anderen ÖPNV-Angeboten.

ÖPNV- und Mobilitätsportal www.mobil-kg.de

Anfang 2020 ging das ÖPNV- und Mobilitätsportal
www.mobil-kg.de online. Grundgedanke war, Infor-
mationen rund um ÖPNV und Mobilität im Land-
kreis Bad Kissingen für die Menschen zu bündeln und
sichtbarer zu machen. Das Portal sollte einfach in der
Handhabung sein und Angebote aus Sicht der Besu-
cherinnen und Besucher darstellen. 

Dazu orientierten sich die Verantwortlichen im Vor-
feld an folgenden Leitfragen: Welche Fragen werden
von den Bürgerinnen und Bürgern häufig gestellt und
können auf dem Portal umgehend beantwortet wer-
den? Bei welchen Themen gibt es Unsicherheiten, die
durch ein Plus an passgenauer Information beseitigt
werden können?

Auf der Seite gibt es alle Informationen zum „klassi-
schen“ ÖPNV im Landkreis Bad Kissingen, wie Fahr-
pläne von Bussen und Bahnen oder Tarifübersichten
sowie aktuelle Informationen zu z.B. Fahrplanände-
rungen. Außerdem können sich die Besucherinnen
und Besucher über Bürgerbusse, Mitfahrgelegenhei-
ten, Taxi- oder Mietwagenanbieter sowie Ladestatio-
nen für Elektroautos informieren.

Entsprechend den Leitfragen ist die Darstellung nut-
zerfreundlich: Das Portal ist schlank angelegt und auch
für Smartphone- und Tabletnutzung optimiert. Ver-
bindungen können direkt vom Wohnort aus gesucht
werden. Außerdem wurde über ein Plug-In die Fahr-
planauskunft „BayernFahrplan“ integriert, die z.B. die
Darstellung von Haltestellen und Verbindungen in
 einer Kartenansicht ermöglicht. Rufbusse, deren Be-
nutzung oft für Unsicherheit sorgt, werden hier genau
erklärt. 

Nicht zuletzt betrachtet www.mobil-kg.de das Thema
„barrierefrei mobil sein“ aus der Sicht verschiedener
Zielgruppen: Welche Informationen sind für Men-
schen mit Bewegungseinschränkungen wie Rollstuhl
oder Rollator interessant oder welche Fragen haben
Personen, die mit Kinderwagen im ÖPNV unterwegs
sind? Auch bei der Seitenbedienung wurde auf Barrie-
refreiheit geachtet, indem über ein kleines Tool Inhalte
vorgelesen und Schriftgröße und Kontrastwerte verän-
dert werden können. 
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Startansicht der Mobilitätsapp „Wohin·Du·Willst“ für den
Landkreis Bad Kissingen (Foto: Nathalie Bachmann/LRA
Bad Kissingen)

Fotomotiv zur Broschüre „Fahrplanlesen leicht gemacht!“
(Foto: Nico Fay für LRA Bad Kissingen)
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Fahrplanlesen leicht gemacht!

Wiederkehrendes Thema in der
Arbeit des Projektmanagements ist
die Nutzerfreundlichkeit von Bus-
und Bahnplänen. Oft tauchen die-
selben Fragen auf: Was bedeutet
dieses Zeichen? Wieso fährt der
Bus nur in den Ferien? Ein Treffen
mit Vertreterinnen und Vertretern
der regionalen Verkehrsunterneh-
men förderte die Erkenntnis zuta-
ge, dass ein echter Bedarf besteht,
den Fahrgästen die Fahrplaninhalte
anschaulich zu vermitteln. 

Ab Ende 2020 wurde daher der
Vortrag „Fahrplanlesen leicht ge-
macht!“ entwickelt, in dem die
Zuhörenden Tipps zur ÖPNV-
Nutzung erhalten, den Aufbau von 
Fahrplänen und verschiedene Fahrplansymbole ken-
nenlernen. Parallel dazu wurde die thematisch gleiche
Broschüre umgesetzt, die man in die Tasche packen
und somit unterwegs immer dabeihaben kann. 

Pünktlich zum Schuljahresbeginn 2022/23 wurde ein
Videotutorial speziell für Buskinder und deren Eltern
veröffentlicht, das Busfahrpläne und Fahrplansymbole
(wie „F“ für Ferien) anschaulich erläutert. 

Angepasste Strategie wegen Corona

Mit Beginn der Coronapandemie konnten die beste-
henden Informationsangebote nicht mehr wie ge-
wohnt genutzt werden: Präsenzveranstaltungen waren

lange nicht möglich, der ÖPNV war stellenweise mas-
siv eingeschränkt. Das bestehende Marketing war
plötzlich nicht mehr zielführend und musste angepasst
werden.

Aufschwung erhielt daher die Pushfunktion der „Wo-
hin·Du·Willst“-App: Über sie erhielten die Landkreis-
bürgerinnen und -bürger nun aktuelle Informationen
zum Infektionsschutz oder zu privat organisierten
Nachbarschaftshilfen. Der Vortrag zu „Wohin·Du·
Willst“ wurde digitalisiert: Alle Interessierten können
sich seitdem vier Kurz-Tutorials mit Familie auf dem
YouTube-Kanal des Landkreises anschauen und sich so
eigenständig detailliert über die App informieren.

Einblick in die Broschüre „Fahrplanlesen leicht gemacht!“ (Foto: Natalie Bach-
mann/LRA Bad Kissingen)

Busbeklebung zur Vermarktung des 
Portals www.mobil-kg.de
(Foto: Tina Büdel/LRA Bad Kissingen)



Der Vortrag „Fahrplanlesen leicht gemacht!“ wurde
ebenfalls als Onlineveranstaltung angeboten. Nach Lo-
ckerung der Coronabeschränkungen können die Bür-
gerinnen und Bürger wechselweise in Präsenz oder on-
line am Vortrag teilnehmen. Da der Landkreis Bad
Kissingen eine recht große Fläche hat, sparen die Teil-
nehmenden dadurch die Anfahrt zur Veranstaltung
ein. 

Die Zwischenbilanz nach 2,5 Jahren Pandemie: Es
werden weiterhin digitale Formate angeboten, im
Wechsel mit Präsenzformaten. Die digitale Umsetzung
wird bei neuen Maßnahmen von Anfang an mitge-
dacht, da durch Corona digitale Angebote mittlerweile
im Alltag der Landkreisbevölkerung angekommen
sind. 

Und die Bilanz? 

Die Bilanz der getroffenen Maßnahmen ist insgesamt
erfolgreich: Seit Einführung der „Wohin·Du·Willst“-
App für den Landkreis Bad Kissingen steigt die Zahl
gesuchter Verbindungen kontinuierlich und liegt jetzt
bei 22.000 monatlich. Die angebotenen Vorträge wer-
den gut besucht, Personen mit Multiplikatorfunktion
nehmen zunehmend daran teil.  

Der Bekanntheitsgrad des Portals www.mobil-kg.de
steigt, was sich an der Zahl der Nutzenden und der
Anfragen über das Kontaktformular zeigt. 

Wie geht es weiter in puncto ÖPNV-Marketing? 

Die Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Bad Kis-
singen auf die ÖPNV-Angebote aufmerksam zu ma-
chen, bleibt eine vielfältige Aufgabe. Um die Men-
schen zu erreichen, werden weiterhin klassische Wege
wie das Amtsblatt oder auch Facebook-Beiträge ge-
nutzt. 

„Unsere Gesellschaft befindet sich durch das politische
Weltgeschehen, den Klimawandel und steigende Le-
benshaltungskosten mitten im Wandel – dadurch än-
dern sich auch die Bedürfnisse unserer Landkreisbür-
gerinnen und -bürger an ÖPNV- und Mobilitätsange-
bote“, so Landrat Thomas Bold.

Entsprechend wird sich das Marketing zu den ÖPNV-
und Mobilitätsangeboten im Landkreis Bad Kissingen
weiterhin am Puls der Zeit und an den Bedürfnissen
der Menschen orientieren. Projektmanagement und
ÖPNV-Verantwortliche möchten einerseits bestehen-
de Maßnahmen optimieren: Demnächst wird ein
Übersetzungstool im Portal www.mobil-kg.de inte-
griert, auch soll das Portal über Suchmaschinenopti-
mierung und Ad-Kampagnen weiter bekannt gemacht
werden. Familie Schlau wird bald auf Postkarten in

ukrainischer Sprache erscheinen,
um die App „Wohin·Du·Willst“
zu bewerben. Das vor kurzem
runderneuerte Portal www.frei-
zeitbuslinien.de zu den Freizeit-
bussen im Landkreis Bad Kissin-
gen und dem Nachbarlandkreis
Rhön-Grabfeld wird ab sofort
jährlich vor Saisonstart bewor-
ben. 
Andererseits werden neue For-
mate geplant, wie eine Informa-
tionsreihe zu nachhaltiger Mobi-
lität oder ein digitaler Ticketfin-
der für Schülerinnen und
Schüler. Am Horizont zeichnet
sich die Umsetzung des neuen
Verkehrsverbundes Main-Rhön
ab, über die es die Landkreisbe-
völkerung zu informieren gilt –
das passgenaue Marketing wird
weitergehen.
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Postkartenmotiv „Oma Erika Schlau“ zur Bewerbung der Mobilitätsapp 
„Wohin·Du·Willst“
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Der Schwerpunkt liegt auf den pflegenden Angehörigen

Das Seniorenpolitische Gesamtkonzept des Landkrei-
ses München ist letztmals im Jahr 2020 in Gänze
überarbeitet und fortgeschrieben worden. Nun wurde
es um weitere Aspekte ergänzt.

Insbesondere vor dem Hintergrund der Pandemie
wurden die im Seniorenpolitischen Gesamtkonzept
definierten Maßnahmen in den insgesamt neun
Handlungsfeldern erneut beleuchtet und von den
Kreisgremien diskutiert. Der jetzt veröffentlichte Er-
gänzungsband enthält eine Reihe weiterer Aspekte, die
helfen sollen, die Situation von älteren Menschen im
Landkreis München weiter zu verbessern. Im Hand-
lungsfeld Wohnen zu Hause/Wohnen im Alter soll
beispielsweise die Möglichkeit eines Tauschmodelles
geprüft werden. Zahlreiche Seniorinnen und Senioren
im Landkreis München leben in Häusern bzw. Woh-
nungen, die zu groß für sie geworden sind. Oftmals
sind die Kinder ausgezogen oder die (Ehe-)Partner ver-
storben. Gleichzeitig gibt es im Landkreis München
zahlreiche junge Familien, die adäquaten Wohnraum
benötigen. Schwierig daran: Ältere Menschen haben
oft noch relativ moderate Mietverträge. Inwieweit ein
Tauschmodell vor dem Hintergrund der gestiegenen
Mietkosten so umzusetzen ist, dass die Senioren am
Ende nicht draufzahlen, soll jetzt geprüft werden.

Prävention und gesellschaftliche Teilhabe sind weitere
Handlungsfelder, die um neue Maßnahmen ergänzt
wurden. So geht es hier beispielsweise um die Versor-
gung von Senioren in stationären Einrichtungen mit
WLAN, um die Barrierefreiheit öffentlicher Gebäude
oder auch um politische Teilhabe mit Hilfe digitaler
Technik.

Im Fokus: pflegende Angehörige

Der Hauptfokus des Ergänzungsbandes liegt jedoch
auf der Situation pflegender Angehöriger. Um die Be-
dürfnisse der Zielgruppe genau definieren zu können,
wurden im Frühjahr letzten Jahres pflegende Angehö-
rige aus dem Landkreis München mit einem umfang-
reichen Fragebogen interviewt. Mehr als 200 Personen
füllten den Fragebogen online oder in Papierform aus. 

„Ich danke allen, die sich an der Befragung beteiligt
haben, sehr herzlich“, so Landrat Christoph Göbel. „Je
genauer wir die Sorgen und Bedürfnisse der Menschen
kennen, desto besser können Landkreis und Kommu-
nen ihre Unterstützungsangebote anpassen – das gilt
für die pflegenden Angehörigen wie für alle älteren
Menschen, deren Situation wir mit den Maßnahmen
unseres Seniorenpolitischen Gesamtkonzepts verbes-
sern wollen, gleichermaßen.“

Die Befragung zeigte eindrucksvoll die verschiedenen
Herausforderungen auf, mit denen pflegende Angehö-
rige täglich konfrontiert sind. So müssen sie die Pflege
teils neben ihrem Arbeitsalltag gewährleisten oder sind
selbst schon im hohen Rentenalter. Nicht selten wird
von gesundheitlichen Einschränkungen berichtet,
auch müssen zahlreiche komplexe Aufgaben im Pfle-
gealltag bewältigt werden, sei es organisatorischer oder
pflegerischer Art. Die Pflegebedürftigen selbst sind
überwiegend hochaltrig, leben teilweise allein und sind
von mehreren Erkrankungen gleichzeitig betroffen, zu-
meist ohne Aussicht auf Genesung.

Schon jetzt gibt es im Landkreis München verschiede-
ne Möglichkeiten, um sowohl fachliche als auch zeit-
liche Entlastung zu erhalten. Diese sind ausführlich im
Seniorenpolitischen Gesamtkonzept aus dem Jahr
2020 beschrieben. Die vorhandenen Angebote werden
von den Befragten als sehr positiv wahrgenommen, für
viele sind diese Hilfen aber nicht ausreichend. Vor
 allem im Bereich der hauswirtschaftlichen Unterstüt-
zung oder stundenweisen Betreuung gibt es einen gro-
ßen Bedarf. Aber auch die organisatorischen Heraus-
forderungen wie das Durchsetzen von Leistungs -
ansprüchen oder die Organisation von Reha oder
Therapie sind für viele pflegende Angehörige große
Hürden. Hier bedarf es ausreichend professioneller Be-
gleitung.

Die Pflegebedarfsprognose, die in regelmäßigen Ab-
ständen für den Landkreis München berechnet wird,
zeigt, dass der Großteil der Pflegebedürftigen schon
jetzt durch Angehörige gepflegt und betreut wird. Im
Hinblick auf den Fachkräftemangel und die Heraus-
forderungen des demografischen Wandels gilt es, die-
ses Potential möglichst lang zu erhalten und zu för-

Fortschreibung des Seniorenpolitischen 
Gesamtkonzepts im Landkreis München



dern. Hierzu ist eine Kombination aus verschiedenen
Maßnahmen vonnöten, auch um der Heterogenität
sowohl der Gruppe der Pflegenden als auch der Pfle-
gebedürftigen gerecht zu werden.

Zu den definierten Maßnahmen gehören neben der
Bereitstellung von Beratungs- und Entlastungsangebo-
ten beispielsweise auch die Sensibilisierung von Unter-
nehmen für die Situation pflegender Angehöriger. Da-
bei geht es nicht allein darum, über Pflege- und Fami-

lienzeiten aufzuklären, sondern auch Arbeitgeber bei-
spielsweise davon zu überzeugen, pflegenden Angehö-
rigen durch eine flexible Handhabung der Arbeitszei-
ten Erleichterung im Alltag zu verschaffen. Der neue
Ergänzungsband zum Seniorenpolitischen Gesamt-
konzept steht auf der Homepage des Landkreises unter
https://www.landkreismuenchen.de/themen/familie-
und-soziales/senioren/seniorenpolitischesgesamtkon-
zept/ zum Download bereit. 
                                                         (LRA München)
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Neuer Lernort geplant: Kooperation der HNU 
mit dem Areal Digital in Günzburg

Die Hochschule Neu-Ulm (HNU) und der Landkreis
Günzburg planen einen Außenstandort der HNU als
extramuralen Lernort des Studiengangs „Systems En-
gineering“ im digitalen Gründerzentrum Areal Digital
in Leipheim. Dazu haben sich Ende Juli 2022 HNU-
Präsidentin Prof. Dr. Uta M. Feser mit Landrat Dr.
Hans Reichhart, Leipheims Bürgermeister Christian
Konrad und Prof. Dr. Jürgen Grinninger getroffen. 

HNU-Präsidentin Prof. Dr. Uta M. Feser, Landrat Dr.
Hans Reichhart, Leipheims Bürgermeister Christian
Konrad und Prof. Dr. Jürgen Grinninger sprachen im
Areal Digital in Leipheim über die geplante Zusam-
menarbeit und unterzeichneten einen gemeinsamen
Kooperationsvertrag.
„Wir haben im Areal Digital die besten Voraussetzun-
gen für unseren neuen Standort. Das betrifft sowohl
die Lage als auch die innovativen Angebote des Grün-

derzentrums“, sagt Prof. Dr. Uta M. Feser, die gemein-
sam mit Prof. Dr. Jürgen Grinninger, Leiter des Studi-
engangs Systems Engineering, die HNU vor Ort ver-
trat.

Studiengang Systems Engineering

Die drei Hochschulen Augsburg, Kempten und Neu-
Ulm der Region Bayerisch-Schwaben bündeln im Pro-
jekt „Digital und Regional“ ihre Expertise und bieten
gemeinsam den Studiengang „Systems Engineering“
an.

Systems Engineering ist ein moderner Ingenieurs -
studiengang, welcher die Bereiche Elektrotechnik,
 Maschinenbau und angewandte Informatik interdis-
ziplinär mit Operations, Supply Chain- und Projekt-
management vereint. Industrie 4.0 ist ein Erfolgsfaktor
zur Wettbewerbssicherung, stellt die Unternehmen
 allerdings vor große Herausforderungen im Aufbau
und Management solch komplexer vernetzter Systeme.
Die dafür notwendigen Kompetenzen werden im Stu-
diengang ausgebildet und durch Projekte praxisnah
angewendet.

Der Bachelor-Studiengang kann in Vollzeit oder neben
dem Beruf in Teilzeit studiert werden. Das berufsbe-
gleitende Teilzeitmodell ermöglicht Studierenden min-
destens drei Tage im Unternehmen zu arbeiten. Durch
diese besonders enge Verzahnung von Theorie und
Praxis erwerben sie Wissen und Fähigkeiten, welche
direkt im Unternehmenskontext angewendet werdenLandrat Dr. Hans Reichhart mit Prof. Dr. Uta M. Feser
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können. Moderne Lehrformate wie Blended Learning
ermöglichen ein orts- und zeitunabhängiges Lernen.

Verbindung von Studium, Start-up und Unterneh-
men

Die Entscheidung, das Labor im Digitalen Gründer-
zentrum Areal Digital anzusiedeln, fiel bewusst für die-
sen Standort: Das Areal Digital bietet Start-ups und
Gründerinnen und Gründern aus der Region seit De-
zember 2020 unter anderem Arbeitsplätze, Beratung
und Events an. Diese Leistungen können von nun an
auch die Studierenden nutzen. So besteht die Möglich-
keit, dass die Studierenden Ideen, die im Rahmen von
Studienprojekten entstanden sind, durch die Unter-
stützung und die Angebote des Areal Digital weiter-
entwickeln und darüber hinaus ihr eigenes Start-up
gründen können. Zudem sollen sie ermutigt werden,
unternehmerisch zu denken, sowohl im Studium als
auch im Beruf. 

Bürgermeister Christian Konrad. „Wir sind sehr froh,
dass wir mit der Ansiedlung der HNU im Areal Digi-
tal ein weiteres, wichtiges Puzzlestück hinzufügen
könnten.“

Ein zukunftsfähiges Netzwerk für die gesamte
Region

Für den Landkreis Günzburg ist diese Zusammenar-
beit ebenfalls ein großer Gewinn. Das bereits hervor-
ragende Bildungsangebot im Landkreis wurde nun um
den Bereich der Hochschulbildung erweitert. Landrat
Hans Reichhart hat mit der Kooperation sein Ziel, Bil-
dung in der Region für alle Altersgruppen und Bil-
dungswünsche anzubieten, umgesetzt. Mit dem Digi-
tal Operations Lab gibt es neben dem Digitalen Grün-
derzentrum in Leipheim und dem Technologie-
Transfer-Zentrum nun einen weiteren Baustein für das
Digitale Ökosystem in der Region, der dabei hilft, bes-
ser für die Herausforderungen der Zukunft aufgestellt
zu sein. 

Landrat Hans Reichhart hat aus diesem Grund die
Ansiedlung zusammen mit der HNU auf den Weg ge-
bracht. Mit dem umfassenden gemeinsamen Angebot
in den Bereichen Ausbildung, Fortbildung und Grün-
dung wird die Attraktivität der Region für Fachkräfte
weiter gesteigert: „Hochschule, Start-ups und Unter-
nehmen setzen bald nicht nur gemeinsam Projekte
um; hier werden passgenaue Ideen und Lösungen für
die Wirtschaft entwickelt. Der Landkreis Günzburg
ermöglicht damit zusammen mit seinem Areal Digital
und der HNU allen vor Ort Studierenden ihre Zu-
kunft selbst zu schaffen – schnell, kompetent, im
Netzwerk. Hochschulbildung, die so praxisnah aufge-
stellt ist, passt perfekt zu uns.“

Die Gründerinnen und Gründer im Areal Digital pro-
fitieren von der Einrichtung des Labors. Ihnen stehen
das Equipment des Labors und die Expertise der
Hochschule zur Verfügung, um eigene Projekte voran-
zutreiben. Auch das Areal pro mit seinem vielfältigen
Branchenmix spielte bei der Entscheidung eine Rolle.
Durch die spannenden Unternehmen in direkter
Nachbarschaft besteht ein großes Potential für gemein-
same Projekte, welches für den Praxisfokus des Studi-
engangs von Vorteil ist.

„Das Areal pro als Gewerbegebiet ist für alle der per-
fekte Ort, egal ob Unternehmen oder Start-up“, sagt

V.l.: Prof. Dr. Jürgen Grinninger, Landrat Dr. Hans Reich-
hart, HNU-Präsidentin Prof. Dr. Uta M. Feser, Leipheims
Bürgermeister Christian Konrad (Foto: Pressestelle LRA
Günzburg)



Umbau zu einem modernen Lern- und Forschungs-
standort

Die Zusammenarbeit zwischen Areal Digital und
HNU im Rahmen des Digital Operations Lab ist da-
bei nur der erste Schritt. Für die Zukunft ist bereits ei-
ne Erweiterung und Vertiefung der Kooperation in
Planung. Dafür sind umfangreiche Umbauarbeiten ge-
plant, um das Gebäude besser auf die Anforderungen
anzupassen. Die komplette Fläche soll offener und
moderner gestaltet werden, um dem Netzwerkgedan-
ken durch viele Möglichkeiten zum Austausch und zur
Zusammenarbeit gerecht zu werden.
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Wenn Grenzen keine Rolle spielen – Auszeichnung der 
Zusammenarbeit von Studierenden aus Bayern, Israel und 

Abu Dhabi mit dem Shimon-Peres-Preis durch 
Bundesaußenministerin Annalena Baerbock

Der mit 10.000 Euro dotierte Shimon-Peres-Preis
wurde in Berlin vom Auswärtigen Amt in Kooperation
mit der Stiftung Deutsch-Israelisches Zukunftsforum
an das Projekt Bavaria Israel Partnership Accelerator
(BIPA) verliehen. Das Programm bringt Studierende
und junge Berufstätige aus Deutschland, Israel und
den Vereinigten Arabischen Emiraten mit bayerischen
Unternehmen zusammen, die dann gemeinsam unter-
nehmerische Fragestellungen bearbeiten. Im vergange-
nen Jahr hatte das Landratsamt Regensburg mit der
Kreisklinik Wörth an der Donau und auch die Stadt
Regensburg mit der Regensburg Development GmbH
je eine Aufgabe für die Studierenden gestellt. Das Pro-
gramm sei „ein Zeichen der Hoffnung, dass Verstän-
digung im Nahen und Mittleren Osten möglich ist
und dass alle Menschen von dieser Zusammenarbeit
profitieren“, sagte Bundesaußenministerin Annalena
Baerbock bei der Preisverleihung.

„BIPA steht beispielhaft zum einen für den hohen Pra-
xisbezug, der unser Wirken in Lehre und Forschung
bestimmt. Zum anderen auch für unseren Anspruch,
möglichst vielen Studierenden internationale Erfah-
rungen zu vermitteln“, sagte Prof. Dr. Ralph Schnei-
der, Präsident der OTH Regensburg. Die OTH ist ei-
ne von drei am Programm beteiligten bayerischen
Hochschulen. Nicht zuletzt leiste BIPA auch „einen
Beitrag zur Völkerverständigung, den man gerade in
Zeiten wie diesen gar nicht hoch genug einschätzen

kann“, befand Tanja Schweiger, Landrätin des Land-
kreises Regensburg. „Dass hier Studierende aus
Deutschland, Israel und den Vereinigten Arabischen
Emiraten auf Augenhöhe zusammenarbeiten, ist eine
großartige Sache und die Ergebnisse, die sie geliefert
haben, sind beeindruckend.“ Landrätin Tanja Schwei-
ger nahm zusammen mit Regensburgs Bürgermeiste-
rin Dr. Astrid Freudenstein und Vertretern der Hoch-
schulen den Preis entgegen.

Nachhaltige Wirtschaftsbeziehungen und Verstän-
digung als Ziel

BIPA wird vom Strascheg Center for Entrepreneurship
in München zusammen mit der OTH Regensburg
und der TH Deggendorf im Auftrag des Bayerischen
Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung
und Energie durchgeführt. Ein Ziel des Programms ist
es, nachhaltige Wirtschaftsbeziehungen zwischen Bay-
ern, Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten
aufzubauen.

Kurz nach der Preisverleihung fand der diesjährige
 BIPA-Auftakt statt. Für eine Woche intensiver Arbeit
und gegenseitigem Kennenlernen trafen sich die 39
Teilnehmer in München. Landkreis und Stadt Regens-
burg stellen auch in diesem Jahr wieder Aufgaben für
das Projekt. Die Studierenden beschäftigen sich mit
Inklusion und Wassermanagement.

Weitere Angebote bereits in Planung

Neben dem Reallabor soll außerdem ein regulärer Vor-
lesungsbetrieb für den Studiengang Systems Enginee-
ring etabliert werden. 30 Studenten und Studentinnen
sollen dann ab dem Sommersemester 2023 ihr Studi-
um in Leipheim aufnehmen. Darüber hinaus sind
auch Programme für Externe angedacht, die das le-
benslange Lernen fördern sollen, wie Zertifikatskurse
oder Business-Circle. Insgesamt entsteht so im Areal
Digital ein Kompetenzzentrum für die Bereiche Grün-
dung, Operations- und Supply-Chain-Management
im Kontext Industrie 4.0, welches ein starkes Signal
für die gesamte Region ist.                (LRA Günzburg)
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Besonders angetan waren die Teilnehmer, als sie für
zwei Tage nach Regensburg durften. Dort trafen sie ih-
re Firmenpartner und lernten auch die Stadt kennen.
„Können wir für den Rest des Programms in Regens-
burg bleiben?”, fragte Sulaiman Alaleeli aus Abu Dha-
bi scherzhaft. Auch Naama Mor-Yosef aus Israel zeigte
sich begeistert: „Das Programm ist eine tolle Heraus-
forderung. Wir lernen hier sehr viel“, sagte sie. Die
Zusammenarbeit in den interkulturellen Teams funk-
tioniere reibungslos.

„Die jungen Leute verstehen sich großartig“, stellte
auch Wolfgang Voigt fest, der zusammen mit Prof. Dr.
Linner die Studierendengruppen betreut: Sie arbeiten

zusammen, tauschen sich aus, entwickeln Ideen und
verbringen ihre Freizeit zusammen. „Hier entstehen
echte Freundschaften. Genauso haben wir uns das ge-
wünscht“, so Voigt, denn BIPA möchte auch einen
Beitrag zum Friedensprozess in Nahen Osten und zur
Verständigung zwischen Bayern und Israel leisten.
Weil es den Teilnehmern in der Oberpfalz so gut ge-
fallen hat, kamen sie am Wochenende vor ihrem Ab-
flug nochmals nach Regensburg, um die Zeit mit den
OTH-Studierenden zu verbringen und einen Ausflug
zu machen. Danach arbeiteten die Teams online an
den Aufgaben und trafen sich Mitte Dezember zur Ab-
schlusspräsentation in Israel.

(OTH Regensburg)

Neben den Vertretern der OTH Regensburg nahmen auch Landrätin Tanja Schweiger, Bürgermeisterin Dr. Astrid Freuden-
stein sowie Melanie Bachinger und Birgt Oylum von der rBITech GmbH Regensburg teil. (Foto: DIZF/Eyal Granith)



Das Thema Energie stellt die gesamte Wirtschaft vor
enorme Herausforderungen. Der jüngste Wirtschafts-
kreis des Landkreises ging in den Räumen der Firma
Cadolto Modulbau in Cadolzburg daher den Fragen
nach: Wie sicher ist die Energieversorgung? Welche
Notfallpläne liegen vor? Was kommt auf Betriebe und
Firmen zu? „Fragen also, die für regionale Unterneh-
men von großer Bedeutung sind”, wie Landrat Mat-
thias Dießl in seiner Begrüßung sagte.

Aussagen der Experten

Experten der infra Fürth und der N-ERGIE standen
dabei unter anderem Rede und Antwort – und konn-
ten zumindest bei der Frage „Wie sicher ist die Strom-
und Gasversorgung” beruhigen. So ist sich Marcus
Steurer, Geschäftsführer infra Fürth, sicher, dass es in
diesem Winter zu keinem Gasengpass kommen werde.
„Stand heute sind 98 Prozent der Gasspeicher gefüllt,
dank des relativ milden Novembers wurde bei den Pri-
vathaushalten weniger als üblich um diese Zeit ver-
braucht”, sagte er. Und auch die Unternehmen hätten
Einsparungen vorgenommen.

Rainer Kleedörfer, unter anderem zuständig für die
Unternehmensentwicklung bei N-ERGIE, konnte
auch beim Thema Stromversorgung Entwarnung ge-
ben: An einen Blackout glaube er nicht. 

Der Begriff Blackout stehe zudem für einen europa-
weiten Stromausfall, der über längere Zeit nicht be-
hebbar wäre, erläuterten die Experten. Das sei derzeit
nicht zu erwarten. „Die Gefahr eines regionalen
Stromausfalles über mehrere Stunden ist aktuell nicht
größer als vor dem Krieg in der Ukraine”, sagte Klee-
dörfer. Das deutsche Stromnetz sei schon seit Jahren
angespannt, daran habe sich nichts wesentlich geän-
dert.

Steigende Energiepreise

Auch der Landrat war der Überzeugung, dass die Ver-
sorgung mit Strom und Gas nach allen vorliegenden
Informationen gewährleistet ist. „Jedoch haben viele
Menschen und auch Betriebe nun Sorge wegen der
steigenden Energiekosten”, so Matthias Dießl. Auch
das Landratsamt selbst bekomme das aktuell zu spü-

ren, weil Verträge zur Belieferung mit Strom und Gas
zur Verlängerung anstünden.

Dr. Maike Müller-Klier, die Leiterin Geschäftsstelle
IHK Fürth, die den Abend moderierte, aber auch
Christian Sendelbeck, Vizepräsident der Handwerks-
kammer für Mittelfranken, sowie Thomas Mörtel, Ge-
schäftsführer der Fürther Kreishandwerkerschaft, be-
tonten, dass die Unternehmen in der Region bei einer
Abfrage bereits im vergangenen Jahr steigende Ener-
giepreise beklagten. Die Situation habe sich nun noch
einmal deutlich und vor allem völlig unerwartet zuge-
spitzt.

Rainer Kleedörfer von der N-ERGIE konnte dies be-
stätigen: Die Preise an den Strombörsen seien schon
vor dem Krieg in der Ukraine stark nach oben gegan-
gen.

An Notfallplänen wird gearbeitet

Klare Worte gab es von Bernd Obst, 1. Bürgermeister
des Marktes Cadolzburg und örtlicher Vorsitzender
des Bayerischen Gemeindetages, zur aktuellen Situati-
on in den Kommunen: „So gut wie keine Gemeinde
in Bayern hat einen Notfallplan in der Schublade, wo-
mit ein 72-stündiger Ausfall von Wasser, Strom und
Gas geschultert werden könnte.” Leider sei der Bevöl-
kerungs-Katastrophenschutz in den zurückliegenden
Jahren immer mehr ab- statt aufgebaut worden. Viele
Gemeinden müssten nun antizyklisch handeln, etwa
mitten in der Krise überteuerte Stromgeneratoren kau-
fen.

Kreisbrandrat Frank Bauer, zuständig für den Kata-
strophenschutz im Landratsamt Fürth, erläuterte dazu,
dass der Landkreis konkret plant, im Notfall 72 Stun-
den überbrücken zu können. „Sollte es zu so einem
Krisenfall kommen, liegt unser Hauptaugenmerk na-
türlich auf der Bevölkerung, Unternehmen können
wir dann höchstens punktuell helfen”, so Bauer.

Guter Informationsaustausch

Die beiden Vertreter der Energieversorger sahen einen
großen Schwachpunkt in den vorhandenen Stromnet-
zen in Deutschland, die den gestiegenen Leistungsan-
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Spannender Abend: Wirtschaftskreis des 
Landkreises Fürth berät über Energiekrise
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sprüchen gerade noch ausreichend genüge. Der Netz-
ausbau müsse oberste Priorität bekommen, um über-
haupt erneuerbare Energien in noch größerer Menge
einspeisen zu können. 

Außerdem seien weitere Kraftwerke und neue Energie-
technologien notwendig, da im sonnen- und windar-
men Deutschland, wie es das Wetter gerade zeigt, nie-
mals der komplette Strom rund um die Uhr durch er-
neuerbare Energien produziert werden könne, meinten
die Experten.

Großer „Spannungsbogen“ beim Wirtschaftskreis: Energiekrise im Fokus
(Foto: Roland Beck)

Dr. Christian Bühler, Vorsitzender des IHK Gremiums
Fürth, meinte zum Ende des hochinformativen
Abends, in kürzester Zeit hätten die verantwortlichen
Ministerien und Stellen sehr viel auf den Weg ge-
bracht, das müsse man anerkennen, sagte er.

Anschließend bestand die Möglichkeit, im direkten
Austausch einzelne Themen zu vertiefen. Die rund
100 Anwesenden machten davon rege Gebrauch. Or-
ganisiert hatte den Abend die Wirtschaftsförderung
und das Regionalmanagement des Landkreises. 

(LRA Fürth)
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Die CDU-Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz hat am 29.09.2022 im Rahmen einer Klausurfahrt den Bayerischen Land-
kreistag besucht. Der Austausch über den Katastrophenschutz stand dabei besonders im Fokus, gerade nach der Hochwasser-
katastrophe im Ahrtal im Jahr 2021. Gemeinsam mit dem CDU-Fraktionsvorsitzenden Christian Baldauf, MdL, (2. v.l.),
diskutierten der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Thomas Karmasin, Fürstenfeldbruck (2. v.r.), der Landrat
des Landkreises Berchtesgadener Land, Bernhard Kern (links), und Klaus Geiger, Referent beim Bayerischen Landkreistag
(rechts), über die Strukturen des Katastrophenschutzes in Rheinland-Pfalz und Bayern. 

Austausch mit der CDU-Landtagsfraktion 
Rheinland-Pfalz
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Am 28. November 2022 wurde Landrat Thomas Karmasin 60 Jahre alt. Zudem wurde er am 2. Dezember mit dem Bayerischen Ver-
fassungsorden ausgezeichnet. Karmasin wurde im Mai dieses Jahres mit überwältigender Mehrheit zum Präsidenten des Bayerischen Land-
kreistags gewählt. Im September wurde er zum Vizepräsidenten des Deutschen Landkreistags berufen. 
Den Großteil seines beruflichen Wirkens hat Karmasin in die Zukunft des Landkreises Fürstenfeldbruck investiert. Ganze vier Mal wurde
er nach seiner erstmaligen Wahl 1996 im Amt bestätigt. Damals war er der jüngste Landrat Bayerns. Heute ist er einer der Erfahrensten.
Das kommt auch dem Bayerischen Landkreistag zugute. Hier ist er unter anderem seit 2008 Mitglied im Präsidium und zudem war er
von 2014 bis 2022 Erster Vizepräsident. Seit 1996 war er Mitglied im Ausschuss für Recht und Bildung, der in den Anfangsjahren noch
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Kulturfragen hieß.



Der Bayerische Landkreistag ist einer der vier Kommunalen

Spitzenverbände in Bayern.

Neben dem Bayerischen Landkreistag sind dies der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag und der Bayerische
Bezirketag. Die 71 bayerischen Landkreise haben sich freiwillig zu diesem Kommunalen Spitzenverband zusammengeschlossen,
der gleichzeitig eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Dienstherreneigenschaft ist. Wesentliches Ziel des Bayerischen
 Landkreistags ist es, die kommunale Selbstverwaltung auf der Kreisebene zu sichern und zu stärken: Nach außen, insbesondere
 gegenüber dem Gesetzgeber und den Ministerien, werden die gemeinsamen Interessen der bayerischen Landkreise vertreten, nach 

innen werden die Mitglieder informiert und beraten.
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